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Ø U  lst freilich der Malmver Waffenstillstandsvertrag vom 26sten 
August d. I .  nicht vollständig zur Ausführung gebracht, vielmehr 
läßt das Gelüste, welches die Dänen neulich (gegen Ende des Oc
tobers) haben blicken lassen, wieder in's Herzogthum Schleswig ein
zufallen, *) ihr unverhohluer Aerger darüber, daß die gemeinsame 
Negierung Schleswig-Holsteins sich nicht geneigt zeigt, die Rückkehr 
des alten Unwesens Dänischer Propagandisten zu gestatten, wofür 
sie dieselbe mit heftigen Schmähungen überhäufen, und ihre offene 
Weigerung, die Inseln Alfen und Arroe der vom Könige von Dä
nemark selbst anerkannten und mit eingesetzten Negierung zur Ver
waltung zu übergeben, obgleich der Waffenstillstandsvertrag ihnen 
nichts weiter einräumt, als einige Truppen auf Alfen zur Bewachung 
ihrer dortigen Depots zu haben **), es als sehr zweifelhaft erscheinen, 
ob der Waffenstillstand überhaupt ganz zur Ausführung kommen 
werde, und ob eine friedliche Lösung der obwaltenden Differenzen 
ohne neuen Kampf zu erwarten sei. Da jedoch die Friedensunter
handlungen der Malmöer Convention gemäß bald beginnen müssen, 
oder eigentlich schon eröffnet sein sollten, und da man so lange es 
angeht nicht die Hoffnung aufgeben darf, die Verträge heilig gehal
ten und den Krieg vermieden zu sehen, so scheint es von Interesse,

*) Es scheint indessen die gedrohte Invasion nur eine Demonstration zum 
Zweck einer, leider gelungenen, Düpirung gewesen zu sein, so daß 
das Verdienst, dieselbe abgewandt zu haben, nicht sehr hoch ange
schlagen werden könnte.
Es dringt sich hier die Frage auf, was aus der nach 8 10 der 
Malmöer Convention nachznsuchcnden englischen Garantie der ge
nauen Ausführung des Waffenstillstandes geworden sei.
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die verschiedenen aufgetauchten Friedensprojecte zusammen zu stellen, 
und bei jedem das Für und Wider möglichst umsichtig zu beleuchten. 
Viel Neues und Unbekanntes wird dabei zwar nicht vorgebracht 
werden können; aber eine übersichtliche Zusammenstellung der bier 
in Betracht kommenden Momente kann doch vielleicht dazu beitragen, 
der öffentlichen Meinung über das Wünschenswerte und Erreich
bare eine bestimmtere Richtung zu geben, und diejenigen, welche Ein
fluß auf den Friedensschluß zu üben im Stande sind, vor Mißgriffen 
zu bewahren. Außerhalb der Herzogtümer werden anch Viele keine 
genaue Kunde von dem haben, was hier, in Folge der Aufmerksam- 
fett, wozu die unmittelbare Beteiligung nöthigt, Jedermann über 
den Stand der Sache weiß. Unnütz wäre eS dabei verhehlen zu 
wollen, daß der Verfasser dieser Uebersicht ein entschiedener Schles
wig-Holsteiner sei und an Deutschlands Größe, wie am Wohlerge
hen seines speciellm Vaterlandes, den lebhaftesten Antheil nehme, 
und daß es ihm auch nicht nöthig geschienen habe, mit diplomatischer 
Glätte und Kälte den Unwillen ganz zu unterdrücken, den ihm das 
tückische Treiben der Dänischen Fanatiker einflößt. Doch hält er sich 
darum keineswegs für unfähig, auch den Gegnern Gerechtigkeit w i
derfahren zu lassen und mit Billigkeit die collidirenden Wünsche und 
Interessen zu würdigen. Ein Staatsmann zu sein, prätcndirt er 
nicht, wohl aber offene Augen zu haben und als einer von denje
nigen, um deren Haut es sich handelt, meint er, daß ihm ein gutes 
Recht zustehe, nach Kräften mit Gründen zu verfechten, was er in 
dieser Krisis für das Beste hält und daß auch seine Stimme einige 
Beachtung verdiene. Uebrigens sind die eigentlichen Urheber der hier 
mitgetheiltcn, nur aus öffentlichen Blättern entnommenen Projecte 
dem Verfasser unbekannt; aber die meisten haben einM jebenMö 
sehr zu beachtenden Ursprung, dessen nähere Angabe indessen hier 
füglich unterbleiben kann. *)

' <) Dem Vernehmen nach soll sich das französische Cabinet sehr mit 
Friedensplänen und zwar nicht sehr günstiger Art beschäftigen. W ir 
begreifen dies kaum, da so viel man weiß, die Vermittlung Frank
reichs wenigstens nicht von beiden streitenden Theilcn herbcigerufcn 
ist, und da von der bekannten Garantie von 17:20 als Grund der 
Einmischung für eine ehrenhafte Diplomatie doch nicht im Ernst die 
Rede sein kann. Jedenfalls müssen wir diese Pläne, in Ermanglung 
näherer Kenntniß derselben, auf sich beruhen lassen.
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I. Oben an verdient der Vorschlag gestellt zu werden, daß 
das ganze Her zog t hnm Schleswig i n  den Deutschen 
B u n d  ausgenommen und mi t  Holstein vol l kommen zu 
E i nem S t a a t e  ve r e i n i g t  werde,  jedoch unter  F o r t 
dauer der Persona l un i on  mi t  dem Königreiche D ä n e 
mark ,  so lange dor t  der M a n n s  stamm des jetzigen 
Königl i chen Hauses regier t .

Dies ist die Idee, von welcher das neue Staatsgrundgesetz der 
Herzogthümer vom 15ten Septbr. d. I .  ausgeht und die Feststel
lung eines solchen Verhältnisses kann unstreitig als der allgemeine 
Landeswunsch in den Herzogthümern betrachtet werden. Die unmittel
bare Aufhebung der Personalunion mit Dänemark würde freilich 
wohl vielen Anklang finden, wenn sie nicht als etwas, ohne Ein
willigung des jetzt regierenden Hauses rechtlich Unmögliches und 

. darum Unerreichbares anzusehen wäre; aber die Neuholsteiner, welche 
ehemals Trennung Holsteins von Schleswig wollten, eigentlich wohl 
nur, weil sie an der Ausnahme Schleswigs in den Deutschen Bund 
und deshalb an der Möglichkeit einer wahren Staatseinheit der 
Herzogthümer verzweifelten, scheinen ändern Sinns geworden zu 
sein, nachdem diese Acndernngen wenigstens viel von ihrer früheren 
Unwahrscheinlichkeit verloren haben, und diejenigen Nordschleswiger, 
welche den Anschluß an Deutschland fürchten, oder zu fürchten vor
geben, wollen doch auch keine Einverleibung in's Königreich Däne
mark, sondern wünschen ebenfalls damit nur in Personalunion zu 
stehen, dagegen in enger Verbindung mit Holstein, wohin sie ihr 
Verkehr zieht, zu bleiben. Ueberdies soll die Zahl dieser Renitenten 
immermchr abnehmen, seitdem die Einflüsterungen, Einschüchterungen 
und Aufhetzungen von Seiten Dänischer Propagandisten aufgehört 
haben, oder doch nicht mehr so emsig und energisch wie bisher be
trieben werden können.

In  den Herzogthümern würde daher die Annahme der obigen 
Friedensbcdingungen, bei dem bei weitem größten Theil der Bevöl
kerung, gleich mit Jubel begrüßt werden und ohne Zweifel bald 
allgemeine Billigung erlangen. Auch leidet es gewiß noch weniger 
Bedenken, daß die Herzogthümer vereint und von Deutschland ge
schützt, ein glückliches Ländchen, soweit das Glück von den staatlichen 
Verhältnissen abhängt, sein würden, so daß schon aus diesem Grunde
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jene Friedensbedingungen angenommen werden müßten. Wir halten 
zwar nichts von der Volkssouverainität im vulgairen Sinn der De
magogen, wo sie in der That nur auf die Verneinung aller den 
Willen der Menge bindender und die Massen zügelnder Ordnung 
hinausläust; aber wir bekennen uns allerdings zu der Lehre, daß 
der Staat der Staatsbürger wegen da sei, und daß folglich in 
Staatsangelegenheiten das allgemeine, mit Sicherheit erkennbare 
und mit dem monarchischen Princip vereinbare Wohl der Staats
bürger, mehr Beachtung verdiene, als individuelle Neigungen und 
Convenienzen wechselnder Regenten, oder gar das Interesse neidi
scher Nachbaren.

Je erfreulicher aber ein Friede auf die angegebenen Bedingun
gen für die Herzogtümer wäre, desto geneigter könnten und würden 
sie höchst wahrscheinlich auch sein, sich dafür bei der Auseinander
setzung mit Dänemark sehr nachgiebig zu zeigen. Es wäre zwar ein 
schweres Opfer, den Dänen die, auf Kosten der gemeinsamen Fi
nanzen angeschafften Sammlungen in Kopenhagen, mit Einschluß der 
Flotte und ihrer Pertinenzen, allein zu lassen; auf Ersatz dafür zu 
verzichten, daß die Dänen den gemeinsamen Finanzen gehörende 
Staatsobligationen und andere Staatsactiva verkauft haben, um den 
Erlös gleich der Flotte zum Kriege gegen die Herzogtümer zu ver
wenden ; alle Ansprüche wegen Schäden und Kosten des Krieges, 
sowie wegen ungleicher Behandlung in den Angelegenheiten der 
Nationalbank, z. B. durch Erlassung von % der Bankhaft auf dem 
Lande in Dänemark und durch die bekannte Entscheidung fcicr Zwöls- 
millionenfrage, auszugeben; und vielleicht gar einen unv erhältniß- 
mäßigen Theil der Staatsschulden zu übernehmen. Dennoch zweifeln 
wir nicht, daß man gegen Anerkennung der Einheit und SelhststciNr 
digkeit der Herzogtümer hier die Entrichtung ähnlicher Schmerzens
gelder an Dänemark gern tragen würde. Unter Voraussetzung sol
cher Concessionen vermögen wir aber auch nicht einzusehen, welches 
gegründete Interesse die Dänen haben könnten, sich gegen die er
wähnten Friedensbedingungen zu sträuberf. An Herstellung des alten 
Zustandes und an Erhaltung der Dänischen Monarchie in der bis
herigen Weise, ist doch einmal auf keinen Fall zu denken. Würden 
die Herzogthürned durch Waffengewalt gezwungen, sich wieder in das 
alte Verhältniß einer halben, obschon nicht rechtlichen, doch faktischen
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Verschmelzung mit Dänemark zu einem Gesammtstaat zu fügen, so 
wurden sie dies eben nur als einen Zustand der Gewalt betrachten, 
der sie berechtige und auffordere, sobald als möglich wieder das Joch 
abzuschiitteln. Haß und Erbitterung und eine traurige Lage des Lan
des, wären die unausbleiblichen Folgen davon, und da die Dänen 
nicht stark genug sind, um den Herzogtümern jede Aussicht auf 
Erfolg abzuschneiden, so müßten sie stets eine neue Erhebung besorgen, 
so daß fortwährend eine Art Kriegszustand unvermeidlich wäre, wo
bei Dänemark sich am Ende nicht weniger schlecht stehen möchte, 
als die unterdrückten und geknechteten Herzogtümer.

Die Rückkehr zum Alten taugt also nichts und mehrere andere 
Auswege, die man vorgeschlagen hat, sind, wie wir weiterhin zu 
zeigen hoffen, theils unpracticabel, theils gleichfalls nichts werth, 
weshalb eS denn im wohlverstandenen Nutzen beider streitenden 
Theile zu liegen scheint, bei dem obigen Friedensvorschlage stehen 
zu bleiben.

Eben so wenig als Dänemark dürften aber andere Staaten, 
abgesehen von dem ihnen gänzlich fehlenden Recht des Widerspruchs, 
triftige Gründe haben, das Zustandekommen des Schleswig-Holsteini
schen Staats zu hindern. Geschähe dies aus Sympathie für Däne
mark, so wäre eö zum Wenigsten auf Seiten der Franzosen eine 
außerordentliche Unkunde, nicht zu wiffen, daß Dänemark nicht wie 
Schweden sich in der Regel zu Frankreich gehalten, sondern gewöhn
lich zu dessen Gegnern gehört habe und daß Dänemarks Festhalten 
am Bündnisse mit Napoleon im Jahre 1813 eben so unfreiwillig 
war, als die Eingehung des Bündnisses selbst. Bei der Thcilnahme, 
welche England, Rußland und Schweden für die Dänen haben bli
cken lassen, mag vielleicht wirklich einiges Wohlwollen, hcrvorge- 
gangen aus dem Bewußtsein der, an Dänemark durch Wegnahme 
seiner Flotte und durch die Entreißung Norwegens verübten Unbill, 
die wirkende Ursache sein. Da jedoch unserer innigen, bereits aus
gesprochenen Ueberzeugung zufolge, das Zusammenketten der Her
zogtümer mit dem Königreiche, nachdem eS einmal zum Bruch 
zwischen ihnen gekommen ist, nur einen unseligen, zwiespältigen Zu
stand herbeiführen würde, so müssen wir cs auch für einen verfehl
ten Freundschaftsdienst halten, eine so wurmstichige und innerlich 
zerfallene Monarchie zu conserviren. Ein in sich einiger Staat wird
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zu alle« Zeiten stärker und glücklicher sein, als ein doppelt so großer, 
der aber aus zwei feindseligen Hälften zusammengesetzt ist, und die 
Erfahrung hat doch wohl gelehrt, daß Holland und Belgien sich jetzt 
besser befinden, als zur Zeit, wo sie einander noch in innerem Ha
der aufricben? Was könnte denn zu der Annahme berechtigen, daß 
diese Erfahrung, welche England bei seiner Vermittlung zwischen 
Neapel und Sicilien zu beherzigen scheint, sich nicht auch hier be
währen, und Dänemark allein nicht ebenfalls gesünder, lebensfrischer 
und mächtiger sein werde, als in einer widerwärtigen Verbindung? 
Die Dänischer SeitS aufgestellte Behauptung, daß Dänemark nicht 
ohne die Herzogthümer als selbstständiger Staat bestehen könne, und 
namentlich Schleswigs als Vormauer bedürfe, entbehrt daher eines 
haltbaren Grundes und enthält zugleich die unwürdige Zumuthung 
für die Schleswiger, sich als bloßes Mittel für das Dänenthum 
gebrauchen zu lassen.

Man hat indessen auch noch geltend gemacht, daß das System 
des Europäischen Gleichgewichts keine Erweiterung des Deutschen 
Bundesgebietes durch die Aufnahme Schleswig's dulde. Allein 
warum sollte der Anschluß von Schleswig an den Deutschen Bund, 
unstatthafter sein, als der Anschluß von Preußen und Posen, gegen 
welchen, soviel bekannt ist, außer den Polen niemand etwas einge
wendet hat? In  der Einwilligung des Königs von Preußen -und 
der Weigerung des Königs von Dänemark als Herzogs von Schles
wig, kann der Unterschied nicht liegen. Denn wäre die Störung 
des Gleichgewichts an sich schon ein Titel zum Einspruch, so müßte 
dieser auch ungeachtet der Einwilligung des Regenten erfolgen kön
nen, und wegen der Weigerung des Königs von Dänemark haben 
die auswärtigen Mächte rechtlich ja nicht mehr über das Herzogthum 
Schleswig zu sagen, als über Preußen. Daß aber der Beitritt 
von Preußen und Posen zum Deutschen Bunde, das Gleichgewicht 
weniger störe, alö der Beitritt von Schleswig mit seinen 350,000 
Einwohnern, wird sich doch auch nicht behaupten lassen. Freilich 
sind die Häfen und Matrosen Schleswig's nicht unwichtig für die 
beabsichtigte Deutsche Marine, und ein Theil Schleswig's ist in die
ser Beziehung gewissermaßen sogar unentbehrlich, weil ohne den 
Kieler Hafen doch niemals etwas Rechtes aus der Deutschen Flotte 
werden kann, da es der einzige Hafen für Linienschiffe und selbst
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für große Fregatten auf Deutschlands Nordküste ist, das den Eingang 
zum Kieler Hafen beherrschende Seefort Friedrichsort aber, schon 
im Herzogthnm Schleswig liegt, mithin im Besitz einer nichtdeutschen 
Macht unbequem werden könnte. Ein Zuwachs zu Deutschlands 
Kraft, der mit Preußen und Posen die Vergleichung aushielte, ist 
aber Schleswig darum noch lange nicht, und Deutschland wird sich 
eine Flotte schaffen muffen, es mag Schleswig in den Bund kommen 
oder nicht, und kann dies auch, wenn es sich einigermaaßen zu dem 
Geiste der alten Römer zu erheben vermag, die als sie im Kriege 
mit Carthago, den Mangel einer Flotte empfanden, keinen langen 
Waffenstillstand schlossen, sondern nicht eher ruhten, bis sie Schiffe 
gebaut, und damit die Carthaginiensische Flotte geschlagen hatten.

Demnach ist die Politik, welche sich der Aufnahme Schleswig's 
in den Deutschen Bund wirersetzt, einestheils inconsequent, anderen- 
theils unnütz und vergeblich, da sic ihr Hauptziel, die Verhinderung 
des Zustandekommens einer Deutschen Seemacht, ans diesem Wege 
nicht erreichen kann und wir glauben daher hoffen zu dürfen, daß 
es einer gewandten Diplomatie, mit etwas Beharrlichkeit, wohl ge
lingen werde, den Ungrund und die Nutzlosigkeit des Widerstandes 
zur Anerkennung zu bringen und folgeweise die Schwierigkeiten zu 
beseitigen, welche sich zur Zeit noch dem gewünschten Arrangement 
von außen her cntgegenstellen, zumal da jetzt auch die Befürchtung 
verschwunden zu sein scheint, es möchte der Krieg um Schleswig 
von irgend einer auswärtigen Macht benutzt werden, um sich in 
den Besitz der Dänischen Inseln, wo nicht gar des ganzen Däne
marks zu setzen.

Waö den RechtSpunct betrifft, so haben wir mit möglichster 
Sorgfalt die dicken Hefte „Antischleswig - Holsteinischer Fragmente," 
sowie die sonstigen zahlreichen Bücher, Brochüren und Zeitungsarti
kel, durch welche die Dänen und Däncnsreunde, zu welchen man 
auch den Engländer Tw  iß , seiner affcctirten Unparteilichkeit un
geachtet, zählen kann, neuerdings die gute Sache der Herzogtümer 
zu bekämpfen gesucht haben, gelesen und verglichen, aber nichts darin 
gefunden, durchaus nichts, wodurch der Schleswig-Holsteinische Fun
damentalsatz, daß die Herzogtümer, Dänemark gegenüber, schon jetzt 
selbstständige, für immer eng verbundene Staaten, mit einer von 
der Dänischen verschiedenen SuecessionSordnung in Betreff der
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Landeshoheit bilden, entkräftet, oder die unterm 17. März d. I .  
ausgesprochene Einverleibung Schleswigs in's Königreich gerechtfer
tigt würde, und müssen daher der Ansicht sein, daß die Anerken
nung und Bestätigung des bereits rechtlich begründeten Verhältnisses 
der Herzogthümer durch den Frieden, die Rechte Dänemark's weder 
verletze noch verletzen könne, auch wenn die Aufnahme Schleswig's 
in den Deutschen Bund hinzukömmt, weil diese, wesentlich nur for
melle Aenderung, Schleswig blos in gleiche Lage mit Holstein 
bringt.*) Jenes Urtheil und diese Ansicht näher zu entwickeln, ist 
nun freilich hier nicht der O rt, indem zu diesem Zweck die weit
schichtige, schon hinreichend bearbeitete und aufgeklärte Frage über 
die Rechte der Herzogthümer und die Succession in denselben, von 
Neuem erörtert werden müßte, was ein Buch erfordern würde; ein 
Paar den Rechtspunkt betreffende Bemerkungen, möchten jedoch hier 
ihren passenden Platz finden. —

Von mehreren Seiten ist bündig nachgewiesen worden, daß 
durch die vielbesprochene, im Huldigungseide von 1721 dem Könige 
Friedrich IV . und seinen „Erbsuccessoren secundum tenorem legis 
Régiae" von den Schleswigschen Ständen Gottorfsischcn Antheils, 
geleistete Huldigung, die Einverleibung Schleswigs in Dänemark 
nicht habe bewirkt werden können. Der wahre Sinn der angeführ
ten Worte des Huldigungseides scheint aber noch nicht befriedigend 
erklärt; denn es dürfte gleich unrichtig sein, dabei specicll an die 
Lex Regia Danica, oder an die Lex Regia Slcsvicensis (dvs Pri
mogeniturstatut für den Königl. Antheil von Schleswig), oder an 
das Königl. Patent, welches die Huldigung anordncte, zu denken, 
und man muß den Dänen darin Recht geben, daß auch die beiden 
letzten Deutungen sehr bedenklich sind. Ohne Zweifel liefert un6 
der Sprachgebrauch der älteren, lateinisch schreibenden Publicisten 
hier den rechten Schlüssel. Nach Anleitung der späteren Römer,

*) Spaßhaft ist die klägliche Art wie »Fädrelandet-- die von Herrn 
Archivar Leverkus aus dem Oldenburgischen Archiv beigebrachten 
Actenftücke, welche den ohnehin klaren Sinn der englischen Garantie 
von 17:20 außer Zweifel setzen, dadurch beseitigen zu können meint, 
daß es Herrn Leverkus eine unbekannte Größe nennt. Es 
charakterisirt dies die Ehrlichkeit, welche die Rechte Schleswig-Holsteins 
als -.kolossale Lügen-- abfertigt.
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welche die Lex de im perio, worauf die Römischen Kaiser ihre Rechte 
gründeten, auch als Lex Regia bezcichneten, pflegten auch die Staats
rechtslehrer und Diplomaten ehemals jedes die Landeshoheit betref
fende Gesetz oder Statut, eine Lex Regia zu nennen, und vermuth- 
lich hat die, durch ihren Inhalt so berühmt gewordene Lexx Regia 

Danica gleichfalls nur diesem Sprachgebrauch ihren Namen zu dan
ken. Demnach setzte man der gewöhnlichen Erbfolge, dem ius here

ditarium , die durch Grundgesetze, Primogeniturstatute, Familienver
träge u. s. w. besonders geordnete Suecession in die Landeshoheit, 
als die successio ex lege Regia entgegen, wofür wir und hier nur 
aus R e i n  k i n g  de regim. Seoul, et ecclcss. lib . I .  classis 3 cap. 

10 und P f e f f i n g c r  V itriarius illustratus lib : 3 cap. 17. pag : 1243, 
welche noch andere Auctoritäten anführen,*) beziehen wollen. Be
rücksichtigt man dies, so kann es kaum einigem Zweifel unterliegen, 
daß unter den Erbsuccessoren secundum tenorem legis Regiae im 
Hnldigungseide von 1721, nur schlechtweg die Successoren in 
die Landeshohe i t ,  im Gegensatz gegen die Successoren in's 
Vermögen, die eigentlichen Erben, verstanden sind. Nach welcher 
Successionsordnung jene Successoren zu bestimmen wären, ob nach 
der Lex Regia Danica oder SIcsvicensis, darauf liegt an sich keine 
Hindeutung in den Worten. Es kann sein, daß man eine Ambigui
tät beabsichtigte, und die Dänische Successionsordnung vor Augen 
hatte, da diese sich selbst Lex Regia nannte, aber nothwendig ist 
dies nicht; denn es kann eben so gut sein, daß ein alter Staats- 
practicus, der 1721, wo die Diplomatie sich noch des Lateins zu 
bedienen pflegte **) besser in der älteren staatsrechtlichen Termino
logie bewandert sein mochte, als man es jetzt gewöhnlich ist, die 
Huldigungsformel concipirt hat, und ganz ehrlich hat ausdrücken

*) 33ct R e i n t i n g  1. c. findet sich auch ein Schreiben Äönigd Franz 
I I .  von Frankreich, worin die Worte Vorkommen:

„cum haec sceptra non heriditario iure habeamus sed Regia 
lege quae iam inde usque a primis Francorum Regibus 
lata, ad mares proximos imperium detulit.“

Die Lex Regia ist hier die Lex Salica, mit dem daraus hcrgclei- 
teten Princip: „L es  Lys ne 11 lent pas.“

Auch der Rothschilds Friede von 1658 und der Traventhaler Friede 
von 1700 waren noch lateinisch abgefaßt.
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wollen, daß die Huldigung nicht auf alle Successoren, nämlich nicht 
auch auf die Allodialerben Friedrich's IV. zu beziehen sei, ohne zu 
ahnen, welche Zweifel und Mißverständnisse er dadurch in einer 
späteren Zeit herbeifiihre.

Eine fernere Bemerkung die wir hier anzuschließen uns erlau
ben, betrifft die von der bisherigen Regierung geschlossenen Handels
und Schiffarthsverträge. Dänische Skribenten haben oftmals be
hauptet, daß mit der Anerkennung der Selbstständigkeit der Herzog
tümer diese Verträge für die Herzogtümer wegfallen müßten. 
Uns leuchtet nicht ein, warum. Die Verträge sind ja so gut vom 
Herzog von Schleswig-Holstein, als vom Könige von Dänemark ge
schloffen, und durch jene Anerkennung werden die Herzogtümer ja 
nichts, als was sie rechtlich vorher schon waren, ein selbstständiger 
Staat, blos befreit von einer, allmählich eingeschlichenen factischen 
Vermischung mit dem Königreiche, und in Rücksicht ihrer Verfassung 
besser geordnet, welche Aenderungen nach dem Völkerrecht keinen 
Einfluß auf die Gültigkeit der Staatsverträge üben. Jedenfalls 
hängt der Fortbestand der erwähnten Verträge nicht von Dänemark, 
sondern von den Staaten ab/ mit welchen sie geschlossen sind, und 
haben diese dieselben vorher zuträglich gefunden, so ist zu erwarten, 
daß sie dieselben auch nachher ihrem Interesse gemäß erachten wer
den, und sollten sie Schwierigkeiten in dieser Beziehung machen, *) 
so wäre der Schade wohl nicht groß, da die Deutsche Centralgewalt 
doch jetzt auf neue Handels - und Schiffahrtöverträge Bedacht neh
men muß.

Endlich ist hier noch Einiges über die Rechte Dänemark'S zu 
sagen, welche bei der Auseinandersetzung in Betracht kommen wür
den. Daß die Herzogtümer einen Theil der bisher gemeinschaft
lichen Staatsschulden übernehmen müßten, versteht sich von selbst, 
und nicht weniger, daß sie auch, so lange die Personalunion besteht, 
zur Civilliste, zur Apanage und Aussteuer der Glieder des König
lichen Hauses, zur Unterhaltung der Legationen und vielleicht noch

*) Nach öffentlichen Blättern hätte Schweden bereits angefangen, die 
Schleswig-Holsteinischen Schiffe als unprivilegirt zu behandeln, was 
eben nicht sehr zu verwundern wäre, da Schweden als Dänemark 
Alliirter ausgetreten ist; aber nach einer später» Nachricht, soll die 
Maßregel schon wieder zurückgenommen sein.
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zu einigen anderen Dingen, ihren verhältnißmäßigen Beitrag zu 
leisten haben. Dagegen ist cs nicht minder klar, daß die Dänen 
keinerlei Anspruch auf Fortdauer oder Vergütung der Vortheile ' 
haben, welche ihnen aus der factisch bisher bestandenen Gemeinschaft 
der.Finanzen, des Heers und der Flotte zugeflosscn sind, weil diese 
Gemeinschaft nur auf Usurpation beruhte, welche, obgleich in der 
verflossenen Zeit politischen Schlafs geduldet und selbst, aus Grün
den administrativer Zweckmäßigkeit, halb gebilligt, kein Recht schaffen 
konnte, man müßte denn der, grade für diese Verhältnisse ersonnenen 
Theorie huldigen, daß jeder factische staatliche Zustand, als ein fait 
accompli, auch ein Recht sei. Scheinbare Schwierigkeiten verursachen 
aber zwei Rechte, welche dem Königreiche zugestanden haben und 
noch zustehen sollen und von welchen daher auch viel Aufhebens ge
macht worden ist. W ir zielen hier nicht ans die unpassende, als 
Hauptheerd der Propaganda höchst schädliche und selbstverständlich 
auch zu beseitigende Hinlegung Schleswigscher Districte unter Dänische 
Bischöfe und Dänische Behörden in geistlichen Angelegenheiten. *) 
Das eine Recht, welches wir meinen, liegt in dem, unter dem 
Namen der Unionsverträge bekannten Schutz- und Trutzbündniß 
zwischen Dänemark und den Herzogthümern von 1533 und 1623, 
abgedruckt in Lo r n sen' s Unionsvcrfassung, Seite 489 und der 
S a m m lu n g  der wichtigsten Urkunden, welche auf das Staatsrecht 
der Herzogthümer Schleswig und Holstein Bezug haben, Kiel 1847,
S . 45 u. 107 f. Da indessen dies Bündniß wesentlich nur auf den 
gegenseitigen Beistand mit einigen Hundert Mann geht, welche heut
zutage nichts auszurichten vermöchten und da das Völkerrecht so 
wenig, als das Privatrecht die Befugniß gewährt, eine zeitgemäße 
Novation und Umgestaltung der, in ihrer ursprünglichen Fassung 
nutzlos gewordenen Verträge zu verlangen, so wird es erlaubt sein,

*) Ein geistreicher Mann aus Kopenhagen der die streitigen Fragen 
vorurlheilsfreier betrachtet, als meistens bei den Dänen der Fall 
ist, schilderte und ein Mal mit vielem Witz, aber nicht ohne Wahr
heit, die dänischen Kandidaten der Theologie und ihren Anhang als 
den eigentlichen Stamm der Eiderdäncn. Zeder von diesen sehne sich 
nach einer Schleswigschcn Pfründe, und die Sippschaft der Braut, 
womit keiner sich in Kopenhagen zu versorgen unterlasse, setze nun 
Himmel und Erde in Bewegung, um den Zugang nach dem Eldorado 
offen zu halten.
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die Unionsverträge a ls  an tiq u ir t  und durch die veränderten Umstände 
beseitigt zu betrachten. Wenigstens würde  den D ä n en  für  die gän z 
liche Aufhebung der Unionsverträge,  wie sie die jetzigen Grundgesetze 
Deutschland 's erfordern, nu r  eine höchst unbedeutende Entschädigung 
gebühren. D a s  andere hier zu berücksichtigende Recht entspringt au s  
dem alten Lehnsncxus S ch lesw ig 's  zu D ä n e m a rk ,  welcher m it der 
Aufnahme Sch lesw ig 's  in den Deutschen B u n d  wegfallen muß. 
E s  mag immerhin zweifelhaft sein, ob die Aufhebung des Lehnsncxus 
im J a h r e  1 6 5 8 ,  nicht blos bis zum Erlöschen des M a n n ss tam m es  
der dam als  im Herzogthum Sch lesw ig  regierenden Fürsten dauern 
sollte, wiewohl dies seltsam w ä re ;  soviel steht doch fest, daß wenn 
wirklich das  S o u v e ra in i tä t sd ip lo m  von 1658 .  (Lornsen 1. c. S .  
5 1 1  f.,  S a m m lu n g  der wichtigsten Urkunden S .  1 68  f.) eine solche 
Resolutivbedingung enthält und beabsichtigt h a t ,  diese Bedingung  
noch nicht eingetreten und ungewiß ist,  ob sie je cintreten wird. 
Außerdem w äre  das  Wiederaufleben deS Lehnsncxus von keinem 
sonderlichen Nutzen für D änem ark .  E in e r  Einziehung des LehnS und 
Vereinigung desselben mit dem Königreich, steht die durch die W ah l-  
capiju la tion  Christ ian 's  1. bestätigte C o n s t i tu t io  W a l d e m a r i a n a  im 
Wege, und an Leistung der veralteten Lehnsfolge, sowie an  E r f ü l 
lu n g  der sonstigen Vasallenpflichten des älteren Lehnsrechts, ist in 
Zukunft sicherlich noch weniger zu denken, a ls  vor 1 6 5 8 ,  wo der
gleichen schon selten von den Schleswigschen Herzögen zu erlangen 
w ar .  D ie  Herstellung des Lehnsverbandes liefe also im Wesentlichen 
auf  die leere F o rm a li tä t  der Lehnsmuthung und der B elehrung  h in
a u s ,  weshalb die M e inung  a ls  begründet erscheint, daß abgesehen 
von a l le r ,  hier ga r  nicht zu schätzenden Entschädigung, keine reelle 
Rechtskränkung und Beeinträchtigung für D änem ark  d a r in  liege, 
wenn Sch leswig  durch E in t r i t t  in den Deutschen B und ,  für  immer 
vom Lehnsbande befreit würde.

Gesetzt aber auch, D än em ark  verlöre dadurch ein mehr oder 
m inder wichtiges Recht, sollen denn, muß man fragen, die Herzog- 
thümer,  soll Deutschland umsonst B l u t  und G e ld  geopfert und das 
Kriegsungemach ertragen h ab en ,  um einen rechtswidrigen Angriff  
abzuwehren? D ie s  ve ran laß t  uns  noch einige W o rte  über den Auf
stand in den H e r z o g tü m e r n  im M ä r z  d. I .  einfließen zu lassen. 
Eö  liegt für  J e d e n  zu T ag e ,  der sehen will und sich nicht dar in
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gefällt, die friedliebenden, aber auf ihr Recht haltenden Bewohner 
der Herzogthümer, Insurgenten oder gar Rebellen zu schimpfen, daß 
der Aufstand durch die bis zum Unerträgliche» gesteigerten Danisi- 
rungö-, Amalgamirungs - und Incorporirungsbestrebungen der Da
nen, verbunden mit der, in Betreff der Ofsicicrstellcn fast vollendeten, 
und in Betreff der Civil- und der geistlichen Aemter schon weit ge
diehenen Verdrängung der Landeskinder, hervorgerufen sei. Die Dä
nischen Blätter predigten offen, daß man hier Zwietracht säen, die 
verschiedenen Stände gegen einander, insonderheit aber die Nord- 
schleswiger Dänischen Stamms gegen die Deutschen aufhetzen und 
ihrem Vaterlande entfremden, die Rechte der Herzogthümer unter
graben und Schleswig von Holstein abziehen müsse; auch wirkten 
zahlreiche Propagandisten nur zu thätig in diesem Geiste. Dadurch 
mußte der Wunsch in den Herzogthümer» rege werden, eine formelle 
Anerkennung ihrer rechtlich begründeten staatlichen Selbstständigkeit 
und zur größeren Sicherheit derselben eine freiere gemeinschaftliche 
Verfassung, so wie Aufnahme Schleswigs in den Deutschen Buud 
zu erlangen, damit das Anzweifeln und Anfeindeu von Seiten der 
Dänen, als vergeblich, ein Ende nehme. Schwerlich aber bestand 
vor dem Ausbruch deö Kampfes eine, auf Erreichung jenes Ziels 
gerichtete Verschwörung. Ohne in den Ursprung der Erhebung ver
wickelt oder eingeweiht zu sein, glauben wir doch den Gang der 
Begebenheiten scharf genug beobachtet zu haben, um mit Bestimmt
heit behaupten zu können, daß man nicht über Bitten und Vorstel
lungen hinausgegangen wäre, wenn nicht nach Einberufung einer 
constituirenden Versammlung zur Berathung einer den Herzogtü
mern mit dem Königreich Dänemark gemeinsamen Verfassung, Allen 
eingeleuchtet hätte, daß an Erhaltung der Selbstständigkeit der Her
zogthümer auf friedlichem Wege nicht mehr zu denken sei; wenn 
ferner nicht bei Gelegenheit einer am 12ten März ^  I .  in Rends
burg stattgefundenen Zusammenkunft der Abgeordneten zu den Schles
wig - Holsteinischen Provinzialständen, um noch einen Versuch der 
Remonstration zu machen, die über ihre Dänischen Officiere ergrimm
ten Soldaten in großer Zahl ihre Bereitwilligkeit an den Tag ge
legt hätten, die Waffen für ihr Vaterland zu ergreifen und wenn 
nicht endlich, nach dem Zustandekommen des Casinoministeriums in 
Kopenhagen, für jeden Kundigen der gewaltsame Umsturz der hier
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bestehenden Verhältnisse vorhcrznsehcn gewesen wäre.  N u r  diese 
Umstände vereint haben den, keinem Ind iv iduum  und keinem S ta n d e  
allein angehörenden Gedanken an thätlichen Widerstand zur Reife 
gebracht und machen es begreiflich, wie auf den R u f  einiger zusam
mengetretenen P r iv a tm ä n n e r ,  Alle, durch das Gefühl der Nothwen- 
digkeit ge tr ieben , wie ein M a n n  ausstehen und sämmtliche B e h ö r 
d e n ,  blos m it wenigen vereinzelten Ausnahmen, Folge leisten und 
sich der B ew eg u n g  anschließen konnten. Dänem ark hat a lso ,  wie 
h ie rau s  erhellt,  durch seine politischen und militairischen M aßrege ln  
zum Kriege provocir t  und genöthigt,  da ohne diesen keine W ah l  
blieb, a ls  auf die Landesrechte zu verzichten und sich in ein Ver- 
hältniß zu fügen, bei welchem die Herzogthümer stets den Kürzeren 
ziehen würden. Zugleich liegt hier ein Fall vor, wo selbst der den 
demokratischen I d e e n  abholdeste aller S taatörcch ts lehrer ,  H a l l e r  
R estau ra t ion  der Staatswissenschaften, B .  11. S .  4 5 0  ff., eben wie 
der V a te r  des S t a a t s -  und Völkerrechts H u g o  G r o t i u s  de jure 

belli et pacis lib. 1. cap. 4 . §  H .,  den Widerstand für gerecht
fertigt hält,  nämlich wenn die verfassungsmäßigen Rechte des Landes 
vernichtet und wenn namentlich von einer gemeinsamen Regierung 
verschiedener S t a a t e n ,  die Rechte und Interessen des einen S t a a t s  
zu Gunsten des ändern  geopfert werden. H a t  doch auch König J o 
hann von D änem ark  den drei ihm unterworfenen Reichen das Recht 
zuerkannt, ihn zu bekriegen, wenn er aus die Forderung ,  den B e 
schwerden abzuhelfen, nicht höre. I s t  aber der Kampf de* Herzog
thüm er ein gerechter Vertheidigungskrieg,  dann muß marn es auch 
billig finden, daß sie Entschädigung dafür erhalten, und bte- geringste 
V e rgü tung  ist unstreit ig  die, daß solche Einrichtungen getrioffen w e r 
den, welche, wie h ier  die Aufnahme Schleswigs in den Deutschen 
B u n d ,  a ls  geeignet erscheinen, sie künftig vor einem ähnlichen Noth- 
stande zu bewahren. A uf  diejenigen D änen ,  welche noch alles haben 
wollen, worauf  es zu Anfang des Krieges abgesehen w ar ,  wird h o f 
fentlich N iemand h ö ren ;  allein vom S tandpunkte  des Rechts au s ,  
w äre  cs schon zu viel, wenn sie nur etwas durch ihren Angriff e r 
reichten, und nicht vielmehr den Schaden tragen müßten. Und glück
licherweise scheint hier die Politik zu gebieten, w as  die Gerechtig
keit fordert ,  indem die vollständige Vereinigung der Herzogthümer 
zu einem staatlichen G a n ze n  unter dem Schutz der Deutschen Een-
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t r a l g e w a l t ,  F r ie d e n  und e in en  festen Z u stan d  a u f  der  Cimbrischen  
H a l b i n s e l  verhe ißt ,  w ä h r e n d  d ie  G e s t a l tu n g  der D i n g e  im D ä n i 
schen S i n n e  der Keim  l a n g e n  Z e r w ü r fn is s e s  zu w erd en  d roht .  U m  
so w e n i g e r  w ir d  dar in  eine uned le  R e to r s io n  d e s  V a e  v ic t is  g e fu n 
den w e r d e n  können, w e lc h e s  der C asinom inister  Lehm ann den H e r -  
z ogth ü m ern  verkündigte ,  ehe noch die W ü r f e l  gefa l len  w a r e n .

1 1 . E i n e  anscheinend g e r i n g f ü g i g e ,  in  der T h a t  aber höchst 
bedeutende  M o d i f i c a t io n  d e s  v o r ig e n  F r ie d e n s v o r s c h la g e s ,  en th ä lt  e in  
z w e i te r ,  welcher d ah in  g e h t ,  d i e  P e r s o n a l u n i o n ,  w i e  b e i  
S c h w e d e n  u n d  N o r w e g e n ,  d a u e r n d  z u  m a c h e n ,  a l s o  z u  
b e s t i m m e n ,  d a ß  D ä n e m a r k  u n d  d i e  H  e r z  o g t h  ü m  e r  n a c h  
w i e  v o r  s t e t s  d e  n s e l b e n  R e g e n t e n  h a b e n  s o l l e n ,  u n d  
d e m g e m ä ß  e i n e  g l e i c h e  S u c c e s s i o n s o r d n u n g  f  ü r,  b e i d e 
T  h e i l e e i n z u s ü  h r  c n , i m  U e b r  i g e n  a b e r  d e m  V e r l a n 
g e n  d e r  H  c r z o g t h ü m c r n a c h  s t a a t s r e c h t l i c h e r  E i n h e i t  
u n d  S e l b s t s t ä n d i g k e i t ,  m 1 1 A u f n a h m e  S c h l e s w i g s  i n  
de n  D e u t s c h e n  B u n d ,  zu e n t s pr e c he n .

W i r  müssen es  d ah in  gestellt  sein  la s s e y ,  ob e s  m öglich- se in  
w ü r d e ,  a u f  rechtlichem W e g e ,  durch E i n w i l l i g u n g  der B e t h e i l i g t e n ,  
eine g e m e in s a m e  S u c c e s s io n s o r d n u n g  zu S t a n d e  zu b r ingen .  E i n e  
w illkührliche, e ige nm äch tige  A e n d e r u n g  w ü r d e n  w ir  für eine g e fa h r 
drohende D r a c h e n sa a t  h a l t e n ,  gleich der neu en  S u c c e s s io n s o r d n u n g  
F e r d in a n d s  V I I . ,  welche S p a n i e n  so v ie l  B l u t  und T h r ä n e n  geko
stet hat, und noch kostet^

S o l l t e  e ine  r ech tsg ü lt ige  A e n d e r u n g  der S u c c e s s io n  a u f  der 
einen  oder der ändern S e i t e  g e l i n g e n ,  so w ä r e  fo rm el l  freilich  
A l le s  in O r d n u n g ;  e ine  andere F r a g e  ist sedoch, ob es  räthlich und  
au ö fü h r h a r  s e i ,  e ine e w ig e  U n io n  festzusetzcn. U n s  scheint die B e a n t 
w o r t u n g  dieser F r a g e  v ie l  s c h w ie r ig e r ,  a l s  sie von M a n c h e n  a n g e 
sehen w ir d ,  welche d ie se lb e ,  je nach ihrer N e i g u n g ,  leichthin besahen  
oder ve r n e in e n .  U nstre it ig  em pfiehlt  die geographische Lage der H e r -  
zogth ü m cr  und D ä n e m a r k s  ihr b es tä n d ig es  Z u s a m m e n b l e i b e n ,  w e s 
h a lb  w ir  d ie s  auch u n b e d in g t  für w ü n sch en sw erth  geh a lten  haben,  
so lan g e  es u n s  a l s  möglich erschien und so la n g e  noch die ger ings te  
Aussicht b l i e b , den R ech tsb o d en  und den F r ie d e n  g e w a h r t  zu sehen.  
E s  läßt sich fern er  nicht verkennen,  daß g e g e n s e i t ig e s  B e d ü r f n iß  und  
In te r e s s e  die B e w o h n e r  beider L änder z w i n g t  und tr e ib t ,  v ielfachen

2
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Verkehr mit einander zu unterhalten. Ein Unterschied des Glaubens
bekenntnisses trennt sie auch nicht, wie die Belgier und Niederländer; 
im Gegentheil findet auf den Grund der Stammsverwandtschaft und 
Nachbarschaft eine große Übereinstimmung der S itten , der Bildung 
und der ganzen Lebensweise Statt. Endlich geben w ir nicht gar zu 
viel auf die, durch die politischen Verhältnisse erzeugte Abneigung, 
obgleich sie setzt in flammendem Zorn auflodert; meinen vielmehr, 
daß es falsch wäre, diese als tiefwurzelnde Feindschaft, geschweige 
als Geringschätzung aufznfassen. Bei den Dänen ist allerdings der 
Groll ziemlich stark, weil sich Furcht vor Uebcrgriffen von Seiten 
Deutschlands und gekränkter Stolz über die von den Herzogtümern 
verschmähte nähere Verbindung mit ihnen, hinzugescllt; allein dies 
ist noch immer kein .blinder, unbesieglicher Haß, wie er aus Ver
schiedenheit der Religion und der Race hin und wieder hervorgeht, 
z. B . in Algier und in Jrrland, und man darf gewiß nicht die gif
tige Wuth des alten Pastor Grundwig, der die Deutschen sammt 
und sonders für ein, nur zu Sklavendiensten taugliches Geschlecht 
erklärt, welches er bloß darum nicht auffressen möge, weil es nicht 
nach seinem Geschmack sei, zum Maßstab für die Gesinnung deS 
ganzen dänischen Volks nehmen. Die dänischen Soldaten, welche 
gegen die deutschen Truppen im Felde gestanden haben, urtheilen 
vermuthlich schon anders.

Was uns aber dennoch die Sache sehr bedenklich macht, ist 
der Umschwung in Deutschland und dessen Umformung in einen 
Bundesstaat. Gelangt nämlich Deutschland, wie wir hoffen, zu der 
Einheit und Kraft, welche es gegenwärtig erstrebt, daun müssen w ir 
offen gestehen, nicht zu begreifen, wie auch nur eine Personalunion 
zwischen einem deutschen und einem auswärtigen Staat dauernd 
möglich sein sollte. Auf dem Papier hat man zwar die Zulässigkeit 
einer solchen Union in Frankfurt genehmigen können; die in der 
Sache selbst liegenden Schwierigkeiten sind aber damit nicht ge
hoben. I n  Neufchatel hat sich gleich die Unhaltbarkeit eines Ver
hältnisses dieser Art- herausgestellt, so wie die Schweiz "aus einem 
Staatenbund in einen Bundesstaat übergmg, und in Betreff Oester
reichs fängt man jetzt an allgemein cinznsehen, was uns längstein
geleuchtet hat, daß dieses mit seinen überwiegenden nichtdcutfchen 
Elementen, selbst nach Einführung einer bloßen Personalunion seiner
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verschiedenartigen L änder ,  n u r  in einem engen Bündm 'ß  mit dem 
übrigen Deutschland stehen, aber kein Vcstandtheil  des deutschen 
B u n d e ss ta a ts  sein könne, wie schmerzlich es auch sein m a g ,  dieS 
e in ränm en zu müssen. Und doch ist cs in Oesterreich ein deutscher 
Fürs t ,  welcher a u sw är t ig e  Kronen t r ä g t ,  wogegen in Schleswig-  
Holstein und Limburg a u sw ä r t ig e  Fürsten ein deutsches T e r r i to r iu m  
beherrschen sollen. Vielleicht wird m an  sich bei dem kleinen Fürs ten
thum Limburg nicht sonderlich da rum  küm mern,  ob die Wirklichkeit 
ganz der I d e e  der Reichsverfassung entspricht;  S ch lesw ig -H o ls te in  
ist indcß zu wichtig für Deutschland m it Rücksicht auf dessen F lo t ten 
bau, a l s  daß nicht die deutsche C en tra lg cw a l t ,  m it  aller ihr  zu G e 
bote s tehenden, hoffentlich bald solider gewordenen M a c h t ,  daraus 
halten m üß te ,  daß die H e r z o g t ü m e r  im vollen S i n n e  des W o r t s  
ein in tegrirender  Theil  des deutschen B un d ess taa ts  w e rd en ,  und 
w as  bedeutet a lsd an n  die Pe rso n a lu n io n  für D ä n em e rk ?  Ungefähr 
so viel a ls  die S ta t th a l te rsch a f t  M ehem et A l i 's  in Aegypten für die 
hohe P fo r te .  E in ige  J a h r e  oder Decennien  geht es wohl a n ,  sich 
zur Allfrechthaltung des L cg i t im itä tspr inc ips ,  und um eine schein
bare  H a rm o n ie  zwischen d e n ,  w a s  die H e r z o g t ü m e r  betrisst,  u n 
vereinbaren In teressen  Deutschlands und D än em ark s  zu W ege  zu 
b r i n g e n , m it  einem fast unabhängigen S t a t t h a l t e r  durchzuhelfcn, 
wie er im Schleswig-Holsteinischen S taa tsgrundgese tz  aufgestellt ist; 
auf die Länge ist cs aber ein unpractischer G ed an k e ,  einen R eg en 
ten haben zu w ol len ,  der nichts zu sagen ha t.  En tw eder  der S t a t t 
halter  wird ein E rb s ta t th a l te r ,  wie es seiner Z e i t  in Holland ge
schehen ist, oder der R egent  verschafft sich wieder größere Geltung  
und reelle G e w a l t .  M a n  könnte cs daher den D ä n e n  kaum ver
a rg en ,  wenn sie im Fa l l  der A nordnung einer bleibenden P e r s o n a l 
union, darnach trachteten, ihren König wenigstens in den Besitz dem
jenigen Rechte zu setzen, die der König von Schweden in N orw egen  
a n s ü b t ,  und bei der Ueberspannthcit des, sonst sehr achtungswerthen, 
dänischen P a t r io t i s m u s ,  der, wo wirkliche oder vermeintliche I n t e r 
essen A ltdänem arks  in B e trach t  kommen, alle Rücksichten zurückdrängt, 
glauben w ir  auch, daß sie kein M i t te l  unversucht lassen würden ,  die 
bestehende Gemeinschaft des Regenten zu diesem Zweck auszubeuten. 
Dadurch kämen sie aber nicht nu r  m it  dem. in den H e r z o g tü m e r n  
erwachten N a t io n a lg e fü h l ,  welches die alte R esignation  und Geduld

2 *



20

abgelegt hat, in Conflict, sondern auch mit einem Punkt der Neichs- 
verfaffnng, an welchem Deutschland nicht rütteln lassen dürste, weil 
es einen halben Selbstmord beginge, wenn es einem auswärtigen 
Fürsten wahre Macht innerhalb der deutschen Gränzen zugestünde, 
und ein fortwährender Zwiespalt wäre also geboren. Alles wohl 
erwogen, können wir cs darum nicht rathsam finden, im Fricdens- 
schluß eine ewige Personalunion auszusprcchen. Ja wir sind sogar 
der Ansicht, daß die cröffnete Aussicht auf dereinstige Trennung, 
wesentlich dazu beitragen würde, die erhitzten Gemüther zu besänf
tigen und eine versöhnliche Stimmung hervorzurufen. Widerlegt die 
Erfahrung später unsere Besorgniß, zeigt cs sich, daß das Bestehen 
der Personalunion mit dem Wesen des deutschen Staatenbundes 
verträglich sei, steht man sich nicht mehr feindlich gegenüber, und 
können es die Dänen über sich gewinnen, sich Deutschland enge 
und aufrichtig anzuschließen, sei es äuch nur durch ein festes Bünd- 
m'ß, was uns unter allen Umständen unerläßlich scheint, dann ist 
es noch Zeit und wird es dann auch leichter möglich sein, ein 
dauerndes Band zu knüpfen.

I I I .  Gleichfalls nur eine Modisication des ersten Vorschlags, 
aber eine noch viel bedenklichere Modisication ist der Plan unbe
kannten Ursprungs, den r eg i e r e n d e n  Kön i g  von D ä n e m a r k  
n eb st dem E r b p r i n z e n  zu a p a u a g i r e n und das ganze 
Königre i ch an Schweden zu über l assen.

Es scheint dieser kühne Gedanke, der an v. S t e i n s :  je ne 
voi pas pourquoi le royaumc eie Danem ark ne ccsscrait pas d'exister 

erinnert, aus der Betrachtung hcrvorgcgangen zu sein, daß die jetzige 
Dynastie niemals in die Aufnahme Schleswigs in den deutschen 
Bund und die Staatseinheit der, Herzogthümer willigen werde z 
wenn nicht etwa, wie man fast glauben möchte, schwedische Politik 
im Verein mit nordischen Sympathien dänischer Skandinaven, den 
Hauptantheil daran hat. *) Gottlob soll dieser Gedanke wieder auf-

*) Sind doch dänische Panskandinaven noch weiter gegangen und haben 
Dänemark erst dann würdig erklärt in die Ehe mit Schweden zu 
treten, wenn cs Schleswig als Morgcngabe mitbringe, so daß man 

. sich für die Beschränkung des obigen Projects aus Dänemark allein, 
noch bedanken müßte.
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gegeben sein ,  und m an  müßte  Deutschland fü r  wahnwitzig ha lten ,  
wenn es d a ra u f  eingegangen wäre .  Z w a r  hat es m it der ehemali
gen Fu rch t ,  beide Ufer des S u n d e s  im  Besitz derselben M acht  zu 
wissen, nichts mehr auf sich, seitdem m an w eiß ,  daß Linienschiffe 
auch durch den, m it  Kanonen nicht zu sperrenden großen B e l t  gehen 
können. I n  Friedenszeiten den Handelsschiffen den kürzesten W eg  
nach dem hintern Thei l  der Ostsee durch den S u n d  zu verschließen, 
hätte Schweden kein In te re sse ,  und einer F lotte  in die Ostsee h in 
ein- oder a u s  dieser herauszulaufen ,  könnte cs vom Lande aus doch 
nicht verwehren, weil  sie n ö t ig e n f a l l s  durch den großen B e l t  segeln 
könnte. F ü r  Deutschland treten hier jedoch ganz andere Rücksichten 
ein. J e d e  fremde M ach t  auf der cimbrischen Halb insel  ist eine 
Waffe in Deutschlands S e i t e ,  die im Fall  eines Krieges gegen 
Westen oder Osten  eine gefährliche Diversion machen kann. Je tzt  
ist diese Waffe nu r  ein kleiner Dolch und .doch h a t  schon der letzte 
Krieg gezeigt,  wie empfindlich derselbe wirken k a n n ,  wenigstens so 
lange Deutschland keine Flotte  hat. Allein wenn Schweden J ü t l a n d  
und Fühlten erhielte ,  und dadurch Deutschlands Landnachbar würde, 
daun käme ein starkes S c h w e r t  an die S te l le .

E s  ist freilich eine perfide In s in u a t io n  standinavischer B lä t te r ,  
daß Deutschland beim Schleswigschcn Kriege dem Norden  etwas 
habe anhaben wollen, w ährend  in Deutschland gewiß N iem and d a ran  
gedacht h a t ,  dem eigentlichen S k a n d in av ie n ,  d. h. Schweden und 
N o r w e g e n , da die cimbrische Halbinsel und die dänischen I n s e ln ,  
a ls  verbindende Brücke, m it  nicht weniger Recht zu Deutschland 
a ls  zu S kand inav ien  gezählt werden können, e tw as  zu Leide zu 
thun. Allein so wenig Veranlassung Deutschland h a t ,  m it  S c h w e 
den in feindliche B e rü h ru n g  zu t re ten ,  ebenso wenig G ru n d  ha t  es 
auch w ie d er ,  den aufgesperrten Haisischrachen, der beim Blick auf 
die Landkarte, über der cimbrischen Halb insel  h ä n g t ,  zu fü l len ,  um 
sich einen zweideutigen Freund  an  Schweden zu erwerben. G egen  
R u ß lan d  könnte Schweden vielleicht einen A(Hirten abgeben, wie
wohl auch d a r a u f  nicht zu bauen ist und gefährlich sein d ü r f t e ,  sich 
auf die Hoffnung von M a r c u s  N i e b u h r  ( „ d i e  deutsche Seem acht 
und ein deutsch - standinavischer B u n d .  B e r l in  1 8 1 8 " )  zu verlassen, 
daß S k an d in av ien  m it  seinen Schiffen Deutschland getreulich zu G e 
bote stehen w erd e ;  aber gegen Frankreich würde Schweden  nimmer-



22

mehr für Deutschland streiten. Die Theilnahme Schwedens am Rcvo- 
lutionskriege zü Gunsten des Legitimitätsprincips und am Befreiungs
kriege, um Norwegen zu ergattern, ist eine Anomalie. Sonst hat Schwe
dens Politik es immer zu Frankreich hingezogen und muß dies, wenn 
Schweden Lust hat, stch in die deutschen Angelegenheiten zu mischen, wo
zu die Schenkung des nördlichen Thcils der cimbrischen Halbinsel die 
Einladung enthielte, und läßt sich unter der jetzigen Dynastie am we
nigsten erwarten, daß Schweden sein System, an Frankreich sich 
anzuschließen, verlassen sollte. Deutschland hätte, wenn Dänemark 
weg wäre, kein Norwegen mehr, um sich Schwedens Beistand da
für zu erkaufen, cs müßte schon aus eigene Kosten ein Elsaß geben.

IV. Eher ginge noch ein anderes Project, nämlich: J ü t l an d  
mi t  Fühnen zu Sch l eswi g- Ho l s t e i n  zu sich lagen und in 
den deutschen Bund  a u s z un c h m c n , dagegen die d ä n i 
schen I ns e l n  j ensei t s  des großen Be l t es  an Schweden 
zu geben,  oder wie die Repub l i k  der jonischen I nse l n ,  
als Freistaat  unter  der S up r e  m a t i e einer größeren 
Macht  zu const i tui ren.

W ir könnten auch diesen Gewaltstreich nicht billigen, aber cs 
wäre viel Raison darin. Der Sund und der kleine Belt sind an 
ihren schmalen Strecken, wo man hinüberschießcn kann, Flüssen zu 
vergleichen, mit derselben Bevölkerung aus beiden Seiten. Der große 
Belt hingegen ist ein vier Meilen breites, ländertrennendes Wasser, 
an dessen Usern Menschen-verschiedenen Stammes wohnen. Aus Füh
nen sitzt der Jütc, ein großes, hellhaariges Geschlecht, mit länglichen 
Gesichtern. Auf Seeland und dessen Pertinenzen, Laaland, Falster 
und Morn haust der eigentliche Däne, der Schoningcr, ein im All
gemeinen etwas kleinerer Stamm, bei welchem häufig dunkle Haare, 
breite Gesichter mit vorstehenden Backenknochen und eine sehr rothe, 
fast kupserige Gesichtsfarbe getroffen werden. Es scheint hier slavi- 
sches oder irgend ein anderes fremdes Blut eingemischt zu sein, wäh
rend der Jüte rein germanischen Ursprungs, ist. Im  großen Belt 
erhielte mau also eine wahre Völkerscheide und eine gute natürliche 
Gränze, welche selbst, wenn Schweden die Inseln bekäme, dasselbe 
nicht anlockte, weiter zu gehen. Doch scheint dies Project kaum 
ernstlich in Erwägung gekommen zu sein, und wir wollen daher auch 
nicht länger dabei verweilen.
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V. Was dem vorigen Project, als einem willkührlichen Län- 
dcrhandel an Recht gebricht/ das fehlt dein folgenden an Zweckmä
ßigkeit. Es ist dies der Vorschlag, zur Auf rcchtha l t ung der 
V e r b i nd u n g  Holsteins und Sch l eswi gs ,  auch e r st e r e s 
aus dem Deutschen Bunde t reten zu lafffen.

Man will dadurch dem Artikel der Deutschen Rcichsverfassung 
ausweichen, daß etp Deutscher Bundesstaat mit einem nicht zum 
Bunde gehörigen Staat nur im Verhältniß der Personalunion stehen 
darf, dem zufolge die. staatliche Verbindung Holsteins und Schles
wigs aufhören müßte, wenn es nicht gelingen sollte, die Aufnahme 
des letzteren in den Deutschen Bund durchzusetzen, woran der Ur
heber dieses Vorschlags, allem Anschein nach, verzweifelt hat *). 
Man geräth aber dabei wieder in Collision mit dem Grundsatz, daß 
kein Bundesland abgetreten werden soll. Es würde ferner das Ge
fühl aller Holsteiner aufs Tiefste verletzt und empört und man 
würde am Ende doch nickt die Einwilligung Dänemarks erlangen. 
Denn, woran cs den Dänen eigentlich liegt, ist, daß Holstein und 
Schleswig nicht als ein von Dänemark unabhängiger, selbstständiger 
Staat anerkannt werde. Ih r  Sträuben gegen den Eintritt Schles
wigs in den Bund ist nur ein Mittel zu diesem Zweck. Müßten sie 
die Unabhängigkeit der Herzogtümer zugebcn, so würde es sie ver- 
muthlich wenig kümmern, ob Schleswig überdies noch ein Bundes
land würde, oder auch Holstein aus dem Bunde schiede. Durch die 
Lostreunung Holsteins vom Bunde werden sie sich daher nicht be
wegen lassen, dem Staat Schleswig-Holstein ihre Zustimmung zu 
geben, wenn sie nicht etwa hoffen, sich des isolirt stehenden Schles
wig-Holsteins im Lauf der Zeit wieder zu bemächtigen, eine Hoff
nung, die auch nicht ganz ohne Grund sein möchte. Gewiß können 
die Herzogthümer auch allein sich der Dänen erwehren, wenn sie 
Zeit haben, ihre Kräfte zu entwickeln und nicht versäumen sich zu

i;:) Nach Mitteilungen in Zeitungen aus einer Staatsschrift, welche die 
Dänische Regierung an verschiedene Höfe gerichtet haben soll, muß 
man jedoch fast annehmcn, daß das Project Dänischen Ursprungs 
sei, und daß daher andere Betrachtungen zum Grunde liegen. Es 
würde aber von einer merkwürdigen Verblendung zeugen, wenn da
bei wirklich als möglich vorausgesetzt würde, daß die Holsteiner selbst 
wohl auf Trennung von Deutschland antragen könnten.
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rüsten; auch leidet es keinen Zweifel, daß Schleswig-Holstein, auf 
ftch selbst reducirt, dafern man cs in Ruhe ließe, bei seiner günsti
gen Lage für den Handel, bei der Fruchtbarkeit seines Bodens und 
der Tüchtigkeit seiner Bewohner, ein wahres Prachtstück von einem 
Staate werden könnte, in dessen Gedeihen wohl gar für Hamburg
und Lübeck die Versuchung läge, sich mit ihm zu vereinigen. Aber
ein Duodezstaat bliebe es doch immer und die Zeit der für sich be
stehenden Duodezstaaten ist vorüber. Sie werden aufgefressen, und 
um so eher, je fetter sie sind, und liegt Wahrheit in der alten
Geschichte, daß die magern Kühe die fetten verzehren, so könnte cs
wohl geschehen, daß der magere Duodezstaat Dannemark zuletzt doch 
den fetten Duodezstaat Schleswig-Holstein verschluckte. An Deutsch
land müssen daher die Herzogthümer festhalten, mögen ihnen dadurch 
auch manche Verwickelungen und Lasten bereitet werden, zumal wenn 
die jetzigen Wirren etwas dauern sollten. Nur in der größeren Ge
meinschaft haben sie Bedeutung und Sicherheit; allein stehend wür
den sie, als abgerissenes Glied, trotz der gerühmten Polypennatur 
der Germanen, in allen getrennten Theilen sortzuleben, unfehlbar 
verkrüppeln und zu Grunde gehen.

VI. Leider vielen Anklang hat das Project außerhalb der Her
zogthümer gefunden, Schleswig zu thei l en,  entweder  durch 
eine w i l l küh r l  ich gezogene Gr anze ,  oder nach der 
W ah l  der  E i nwohner ,  und zwar  den einen T h c i l m i t  
Holstein verbunden in den Deutschen Bund  aufzuneh
men, den ändern aber  in -Dänemark zu i n cor p or i r en , 
oder auch als ein verk l e i ner tes  Her zogthum Schles
wig unter  Dänischer Ho h e i t  hinzustel len.

Man muß es beklagen, daß dieser Gedanke ein Mal in der 
Schleswigschcn Provinzialständeversammlung aus Unmuth über den 
Erfolg der Dänischen Propaganda bei den Nordschleswigern, hinge
worfen ist und daß auch die provisorische Regierung ihn anfangs 
als Vergleichsproposition aufgestellt hat; vielleicht wäre er sonst 
gar nicht in Betracht gekommen. Befriedigen kann er Niemand, und 
triftige Gründe dafür giebt es auch nicht. Wenn Dänemark, wie 
gezeigt worden, keinen rechtlichen Nachtheil durch die vollständige 
staatliche Vereinigung Schleswigs mit Holstein erleidet, zum Wenig
sten keinen unverdienten Nachtheil, so hat es auch keinen Anspruch
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darauf, mit einem Theil Schleswigs abgefunden zu werden, und wie 
jetzt verlautet, sollen auch die Dänen selbst einer Zerstückelung 
Schleswigs abgeneigt sein, freilich wohl, weil sie noch das Ganze 
zu behalten hoffen. Nur also Rücksicht auf diejenigen Schleswiger, 
welche der Aufnahme in den Deutschen Bund nichts geneigt sind, 
zum Theil aus der ihnen eingebildeten Besorgniß, daß Deutschland 
sie haben wolle, um sie gegen die Türken zu schicken und die eige
nen Söhne im erwarteten Türkenkricge zu sparen, könnte eine Ab
trennung bestimmen. Allein auch in Nordschleswig, wo jene Reni
tenten vorherrschen, wohnen viele Deutsche und Deutschgesinnte mit 
entgegengesetzten Wünschen. Sollten diese mindere Beachtung ver
dienen? Und der Absicht jener würde doch nicht entsprochen. Denn 
in Dänemark incorporirt sein, wollen auch sie keineswegs und 
ein verkleinertes Herzogthum Schleswig wollen sie ebensowenig, wo
mit ihnen auch gar nicht gedient wäre, da ein solcher Fetzen von 
einem Staate aller Bedeutung entbehrte und ihr Hauptverkehr nach 
Süden durch eine neue Zollgränze gehemmt würde. Bei einer den 
Einwohnern gestatteten Wahl käme noch die Schwierigkeit hinzu, 
daß durch einander liegende Districte eine verschiedene Entscheidung 
treffen und dadurch ganz unhaltbare Gpänzbestimmungen herbeifüh
ren könnten. Außerdem wäre es eine große Inconsegnenz, den dä
nischgesinnten Schleswigern eine Stimme in dieser Angelegenheit 
einzuräumen, während man den Polen in Posen, den Czechen in 
Böhmen und den Südtyrolcrn nicht gestattet, ihren slavischen und 
italienischen Sympathien zu folgen. Schleswig - Holstein hat nicht 
weniger Recht, daß die Dänischen Schleswiger bei ihm bleiben, als 
Preußen und Oesterreich, daß ihre slavischen und welsches, oder 
vielmehr nur verwelschten Unterthancn im Staatsverbande verhar-' 
rcn und sein Interesse, sie zu behalten, ist nicht geringer als sein 
Recht. I n  einem so kleinen Staat, wie Schleswig-Holstein ohnehin 
ist, muß der Abgang des zehnten Thetis, oder eines noch größern 
Stücks sehr fühlbar werden. Das Verhältniß der Kräfte dem feind
lich gesinnten Dänemark gegenüber wird noch ungünstiger als bis
her, was in Zeiten, wo Deutschland etwa nach einer ändern Seite 
hin Krieg hat, höchst gefährlich werden kann. Die Kosten der Un
terhaltung der Regierung und künftig auch eines eigenen Regent- 
Hauses steigen für den Rest, und das so schon sehr beschränkte
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Gebiet der Universität Kiel wird noch mehr eingeengt. Die letzte 
Rücksicht ist in der That keine untergeordnete; denn die Erhaltung 
der Universität und ihres Flors ist eine wesentliche Bedingung für 
das Gedeihen des Schleswig-Holsteinischen Staats. Ohne sie würde 
die Bildung und der gute Geist, welche im Lande herrschen, all
mählich abnehmen; aber ohne einigermaßen gefüllte Auditorien kann 
keine Universität, wie viel Geld man auch darauf verwenden mag, 
bestehen, und bei der Lage Kiel's, am Rande Deutschlands, sowie 
bei den hohen Preisen, welche daselbst die leichte Ausfuhr und die 
Nähe des reichen Hamburgs zur Folge hat, wird der Besuch von 
Studirendcn ans ändern Theilen Dcutscklands nie beträchtlich wer
den können, so daß allen Ernstes darauf Bedacht zu nehmen ist, der 
Universität aus den Herzogtümern selbst die nöthige Frequenz zu 
sichern. Es geht daher aus einer durchaus unrichtigen Auffassung 
und Würdigung der Sachlage hervor, wenn wir während des letzten 
Feldzuges wiederholt die Aeußerung von Deutschen Ofsiciercn ver
nommen haben, daß, wenn die Nordschleöwigcr nicht deutsch werden 
wollten, man sie in Gottes Namen lausen lassen sollte. Auch wir 
würden cs für das schmählichste Unrecht ansehen, den Nordschleswi- 
gern eine andere Nationalität aufzuzwingen, oder sie in der Bewah
rung der ihrigen zu beschränken. Aber vom Deutschwerdcn der Nord- 
schleswiger ist auch nicht die Rede, sondern nur davon, ob der be
stehende Staatsverband, ihrer Nationalität wegen, der doch an den 
Gränzen nie genau Rechnung getragen werden kann, für sie keine 
Kraft und Gültigkeit haben soll, blos weil sie Scheu vor einem Ver
hältnis zeigen, welches sie nicht kennen und mit welchem sie sich
ohne Zweifel bald versöhnen werden, wenn alle fremdartige E in
wirkung auf sie aufhört. Man lasse sich nur nicht durch die Erschei
nung täuschen, daß die Nordschleswiger sich zum Theil fanatischer 
gegen die Deutschen Truppen bewiesen haben, als die Dänen in 
Jütland selbst. Es rührte, dies daher, daß bei Jenen Aufhetzung
Statt gefunden hatte, bei Diesen nicht, weil man sie hier nicht für
nvthig gehalten, zeigt aber einestheils, mit welchem Eifer die Auf
wiegelung betrieben worden sei, anderntheils, daß man wirklich 
Grund habe, mit dem Verschwinden der Ursache auch das Ver
schwinden der Wirkung zu erwarten.
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V I I .  Nach öffentlichen B lä t t e r n  soll sich besonders der P l a n  
hoher Protection zn erfreuen h a b en ,  d a ß  d i e  H e r z o g t h ü m e r  
f r e i l i c h  n u r  i m V  e r  h ä l t  n i ß d e r  P  c r  s o n a l u n i o n m i t D ä n e -  
m a r k  b l i e b e n ,  a b e r  a uc h  v o n  e i n a n d e r  g e t r e n n t  w ü r 
d e n ,  u n d  z w a r  o h n e  A u f n a h m e  S ch l e s w i g ' s  i n  d e n  
D e u t s c h e n  B i t n d .

Wahrscheinlich werden die D ä n e n  sich sehr bald bereit finden 
lassen, ans diesen Borschlag einzugehen, ungeachtet ih rer  Ankündigung, 
keinerlei Rückschritte machen zn w o l len ; den Herzogthüm ern aber 
w ird  dadurch zugemuthet,  daß sie, nachdem der ungerechte Angriff 
abgeschlagen w o rd e n ,  den Frieden durch Aufopferung dessen, wo
für  sie gekämpft h a b e n , erkaufen sollen. I n  der Anerkennung, 
daß die Herzogthüm er n u r  den» R egenten  m it D änem ark  ge
mein haben sollen, liegt weiter nichts, a ls  w a s  rechtlich längst vor
h anden  gewesen, und n u r  factisch vielfach bei S e i t e  gesetzt worden 
ist. D agegen  wird durch die T r e n n u n g  der Herzogthümer ihr  a ltes  
wohlbegründetes und vom. Deutschen B u n d e  in Schutz genommenes 
Recht gekränkt und ihre S te l l u n g  wesentlich verschlechtert, vorzüglich 
die S te l lu n g  S c h le s w ig ' s ,  welches sich nun allein der Dänischen 
Ränke und Gcwaltstreiche erwehren müßte und durch die in Aussicht 
gestellte Deutsche Zollg ränze ,  in seinem Verkehr nach S ü d e n  gestört 
würde .  Z u m  W enigsten also müßte Holstein von der R e g e l ,  daß 
kein Deutscher S t a a t  weiter a ls  durch Perso n a lu n io n  m it  einem 
ändern  S t a a t  verbunden sein d ü r fe ,  dispensir t  w e rd e n ,  dam it  die 
alte R ealun ion  der Herzogthümer fortdauern  könnte. D a  dies aber 
wieder ein Loch in die Deutsche Reichsvcrfassung machen würde, so 
ist der erste, oben angegebene Vorschlag entschieden vorzuziehen.

VI II .  Noch schlimmer w äre  indessen d e r ,  wie cs heiß t ,  von 
Dänischer S e i t e  gemachte Vorschlag, o h n e  A u f n a h m e  S c h l e s -  
w i g'  s  i n  d e n  D  e u t s ch c n B  u n d,  d e n  H e r  z o g t  h ü m e r  n z w a r  
e i n e  g e m e  i ns ch a f t l i c h  e B  e r  w a l t u  n g n n d R  e ch t s p fl  c g e zu  
l a s s e n ,  u m  d e n  S c h e i n  d e r  R  e a l u n i o  n z u b e w a h r  c n,  
a b e r  H e e r  u n d  F i n a n z e n  d e r g e s t a l t  z u  t r e n n e n ,  d a ß  
H o l s t e i n  d i e s e  f ü r  s i ch b e k ä m e ,  i n  S c h l e s w i g  d a g e g e n
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dieselben m i t dem Däni schen Heer  und den Dän i schen 
F i nanzen  v e r e i n i g t  wür den .  *)

Dänemark bekäme so den Körper »oti Schleswig, Holstein den 
Schatten; denn wer Heer und Finanzen eines Staates beherrscht, 
hat doch wohl die eigentliche Gewalt in Händen? Man möchte mit 
Wallenstein den Gedanken herzlich dumm nennen, wenn er nicht so 
verteufelt gescheit ware. Wahrscheinlich wird sich jedoch niemand 
durch ein solches Trugbild von Gemeinschaft der Herzogthümcr blen
den lassen, wobei unaufhörliche Collisionen heranskominen müßten. 
Der unpraktische W irrwar, den dies Verhältniß hcrvorbringen würde, 
wäre recht gemacht, um im Trüben zu fischen, worauf es auch wohl 
gerade abgesehen sein mag. Das Land hat viel von der Dänischen 
Invasion gelitten, und sehnt sich mit Recht nach dem so muthwillig 
gestörten Frieden; aber wir glauben nicht in der Vermuthung fehl
zugreifen, daß es eher das Aeußerste wagen, als sich gutwillig einem 
Zustande unterwerfen würde, der nur stete Verwicklungen und all
gemeine Unzufriedenheit erzeugen könnte. Auch wäre es entsetzlich, 
wenn dasselbe für alle ausgestandenen Drangsale nicht in eine Lage 
käme, die geeignet'ist, es mit den Lasten auszusöhncn, die es noch 
zur Verwischung der Folgen und Spuren des Krieges zu tragen 
haben wird. Weg also mit einem so zweckwidrigen und verderblichen 
Projekt.

Hiermit schließt die Reihe der uns bekannt gewordenen Frie
densentwürfe. W ir haben offen und sreimüthig unser Urtheil darüber 
dargelegt, und wenn w ir zu einem, den Dänen ungünstigen Resultat 
gelangt sind, so bernht dies, bei aller Liebe zu unserem Vaterlande 
nicht auf einem blinden Schleswig-Holsteinischen Fanatismus, der 
überhaupt nach der ganzen Natur unseres Volk's selten sein möchte, 
sondern auf einer gewissenhaften Würdigung der, wie w ir meinen, 
uns ziemlich genau bekannten Verhältnisse. Zwei Puncte sind dabei 
leitend für uns gewesen, und scheinen uns unbedingt festgehalten

*) Eine Version geht sogar dahin, daß nur eine Gensdarmcrie in 
Schleswig bleiben, die gestimmte Schlcswigsche Mannschaft aber in 
Dänemark unter die Regimenter verthcilt werden solle um gute 
Dänen daraus zu ziehen und beständig Geißeln zu haben.
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werden zu müssen, wenn die vermittelnden Mächte wirklich ein gutes 
Friedenswerk stiften wollen, 1. daß der Friede einen Zustand be
gründe, der Bestand haben kann, und nicht durch vermeintliche billige 
Halbheiten den Grnnd zu neuen Zerwürfnissen und dauernder Un
zufriedenheit legt, und 2. daß die Herzogthümer für die Kriegslciden, 
die ihnen der Dänische Jncorporationsversuch zngezogen hat, besser 
als vorher gestellt werden. Jeder Friede, der diese Anforderungen 
nicht erfüllt, ist unpolitisch und ungerecht und wird nimmer dem 
gesunden Verstände des Schleswig - Holsteinischen Volks als billig 
und zweckmäßig einleuchten. Freilich werden die Dänen sich ungerne 
zu einem Frieden dieser Art verstehen ; allein diese werden überhaupt 
nicht zufrieden zu stellen sein, als wenn mindestens der sta tus quo 
vor dem Ausbruche des Krieges wieder hergestellt wird, woran nicht 
zu denken ist; und vielleicht würde ihnen nicht ein M a l dieser Erfolg 
genügen, da sie auf eine, alles umstürzende Revolution in Deutsch
land rechnen sollen, ein Ercigniß, welches nicht eintreten kann, weil 

„  es, zum Verdruß der Wühler, dazu an der ersten Grundbedingung, 
einer wahrhaft traurigen und verzweifelten Lage der großen Masse 
der Bevölkerung fehlt, und welches, wenn es käme, Dänemark zu
nächst zermalmen würde, dafern cs dieses noch in feindlicher Stellung 
gegen Deutschland fände, weil alle socialen, nach politischer Freiheit 
strebenden Revolutionen mächtiger und starker Völker, neben ihren 
Gräueln tut Innern, eine gewaltige Kraft gegen Außen entwickelt 
haben. W ir vertrauen indessen darauf, daß der König, unser Herzog, 
nachdem er eS über sich vermocht hat, das von einer gcwaltthätigen 
Faction, den sogenannten Eiderdänen erpreßte Patent vom 17. 
März d. I  , wegen der Einverleibung Schleswig's in Dänemark, 
durch die Malmöer Convention fallen zu lassen, mit hellerem Blick 
die wahre Sachlage durchschauen, richtiger die entscheidenden Umstände 
würdigen und unbefangener die darnach zu ergreifenden Maaßrcgeln 
beurtheilen werde, als seine jetzt so aufgeregten Untcrthanen in 
Dänemark. W ir vertrauen darauf, daß unser Herzog, von gleicher 
Gerechtigkeit für seine Unterthanen dies- und jenseits der Königsäu 
beseelt, nicht verkennen w ird, daß die Herzogthümer in Folge ihrer 
Verbindung mit Dänemark viel Schweres für letzteres erduldet 
haben; daß die Benutzung derselben zur Abfindung der jüngeren
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Sintert des Königshauses m it Saud und Leuten, wovon Dänemark 
verschont geblieben, Jahrhunderte lang, durch die Theilungen und 
die Uneinigkeit unter den verschiedenen Regenten, schlechte Verwal
tung, Krieg, Brand, Plünderung, politische Verfolgung und Zw ie
tracht über das Sand gebracht hat; daß Dänemarks Kriege mehr 
als ein M a l auf Holsteins Fluren ausgefochtcn worden sind, zuletzt 
noch 1813 der Kampf um Norwegen, was ehrte jene Verbindung 
nicht hätte geschehen können; daß die Herzogthümer ihre alte Ver
fassung haben zu Grabe tragen müssen, um in Dänemark die, dort 
vielleicht wohlthätige, absolute Monarchie aufrecht zu halten; daß
zu verwundern wäre, wenn bei dieser Geschichte und nach solchen
Vorgängen die Herzogthümer Zuneigung zu 'Dänemark gewonnen 
hätten; daß die spätere Zeit, wo es allerdings dem Sande materiell 
ziemlich wohl ergangen ist und dasselbe der Negierung manche gute 
Gesetze und Einrichtungen verdankt, hierin eigentlich nichts hat 
ändern können, da die Herzogthümer in nützliche Maaßregeln ihrer 
Regierung, noch keine Wohlthatcn der Dänen zu erkennen vermögen; 
daß sie dessenungeachtet tuen zu ihrem Fürstenhause' und zu Däne
mark gestanden, bis der Angriff auf den letzten Rest ihrer her
gebrachten staatlichen Selbstständigkeit ihnen' die Waffen in die
Hände zwang und daß jetzt nach erfolgtem Bruch und nach der 

.neuen Gestaltung der Dinge in Deutschland, eine wesentliche Con
cession zu Gunsten der Herzogthümer unvermeidlich sei, ein zugleich 
erhebliches und ersprießliches, die Gemüther beruhigendes und die 
Aussicht auf Dauerhaftigkeit gewährendes Zugeständnis sich aber nur 
in der Annahme der ersten, oben entwickelten Friedensbasis erblicken 
lasse. Unser Herzog ist der letzte seines Stamms und nach ihm müs
sen, ohne Bruch des Rechts, Dänemark und die Herzogthümer aus
einander gehen, auch wenn man sie für den Augenblick noch mehr 
oder minder auf die alte Weise zusammenschmiedete. Durch E in 
willigung in den hier gewün'chten Frieden, würde die bevorstehende 
gänzliche Trennung allmählich vorbereitet, so daß sie ohne Schwie
rigkeiten vor sich gehen könnte und beide Theile müßten den Fürsten 
hochverchren, der ihnen durch weises Anbahnen des Unabwendlichen, 
die sonst leicht m it dem Scheiden verknüpften schmerzlichen Zuckun
gen erspart hätte, und wetteifern, ihm durch Einträchtigkeit und
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W illfährigkeit  die spätere Z e i t  se ines,  un ter  S t ü r m e n  angetretenen 
R e g im e n ts  erfreulich und belohnend zu machen. D ie  Nachkommen 
aber  würden hier wie über den B e l t e n , d a s  Andenken des letzten 
gemeinsamen Regenten segnen ,  und nach der T ren n u n g  die T ag e  
Fr iedrich 's  VII ,  wie einst die Vorfahren  nach der V erein igung ,  die 
T ag e  Herzog Adolph 's,  in dankbarer E r in n e ru n g  bewahren!

Geschrieben im November 1818 .

- A n h a n g -

W i r  haben oben auf eine Schri f t  von H e r rn  M .  N i e b u h r  
Bezug genommen, m it  welcher w ir  in mehr a ls  einer Hinsicht üb e r
einstimmen, sowohl w as  die Grundgedanken derselben a ls  die d a r in  
ausgesprochene G esinnung betrifft.  Dieselbe enthalt  indessen einen, 
m it  dem abzuschließenden Frieden in V erb indung  stehenden P l a n ,  
der u n s  so bedenklich, ja  gefährlich erscheint, daß w ir  nicht u m h in *  % 
können, uns  nachdrücklich dagegen zu erklären.

H e r r  N i e b u h r  geht freilich davon aus ,  daß Deutschland selbst 
eine bedeutende Flotte  haben müsse, meint jedoch, daß diese, n u r  
im V erein  m it  den Flotten Schwedens und D ä n em a rk s  zu der er
forderlichen S ta rk e  gelangen könne und daß daher Deutschland ent
gegenkommend die H and  zum Friede bieten müsse, um jene S t a a t e n  
durch annehmliche B ed ingungen  zu einem festen B iindniß  zu bewe
gen, w a s  cs seiner E hre  unbeschadet thun dürfe,  da cs die stärkere 
M acht sei, und da die Deutschen und 'die  S k a n d in av ie r  Brudervölker 
germanischen S t a m m e s  wären .  D a s  klingt nun sehr gut und wel
cher Deutsche würde sich nicht über das  Zustandekommen eines, bei
den streitenden Thetlen  heilsamen Friedens f reuen ,  wer nicht eine 
aufrichtige Versöhnung und ein zuverlässiges Schutz- und Trutzbünd- 
niß m it  den scandinavischen S t a a t e n  a ls  nützlich betrachten? W i r  
wollen sogar nicht die Möglichkeit bestre i ten , daß die von H e r r n  
N i e b u h r  besorgte Z eit  kommen konnte, wo die 4 8  M il l io n en  ge r
manischen S t a m m e s  auf dem Europäischen Eontinent  G ru n d  hätten ,  
eng zusammenzuhalten, um sich der 7 0  M il l io n en  S l a v e n  und der
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75 Millionen Romanen zu erwehren. Aber welche sollten die b illi
gen Bedingungen sein, durch welche man hoffen dürfte, die Dänen 
und Schweden aus Feinden plötzlich in Freunde und Bundesgenoffen 
zu verwandeln? Is t die Meinung die, daß man sich nachgiebig ge
gen die Prätcnsionen zeigen solle, die den Schleswigschcn Krieg ver
anlaßt haben, so ist klar, daß der Friede auf Kosten Schleswig- 
Holsteins geschloffen werden müßte und w ir können uns in der That 
nicht ganz des Verdachtes entschlagcn, daß darauf hingezielt werde. 
Die Skandinavier sind ja unsere Brüder; welch' Unglück also, wenn 
ihnen Schleswig und allenfalls auch Holstein überlaffen wird? Ha
ben doch schon oft die Nachb-rren Deutschlands ein Stück Land da
von erhalten, und Deutschland ist noch immer groß, muß gerecht, 
billig und versöhnlich gegen seine Feinde sein, vorzüglich wenn sie 
verwandten Stammes sind, und vielleicht kann ein dcutsch-scandina- 
vischer Bund dafür den Elsaß, Lothringen, und tie anderen, von 
Menschen Deutschen Ursprungs bewohnten Nachbarländer wiederge
winnen, wo nicht gar seine Banner siegreich an den Gestaden der 

y *  Themse aufpflanzen, und die glorreichen Tage Kanuts des Großen 
znrückführen. Es würde uns sehr leid thun, wenn w ir die angeführte 
Schrift in dieser Beziehung mißverstanden hatten; allein w ir sehen 
wirklich nicht ein, dafern an reelle Zugeständnisse gedacht ist, wie 
hier von anderen Zugeständnissen die Rede, sein könnte, als solchen, 
die, indem sie den Dänischen Anforderungen entsprechen, Deutschland 
und insonderheit den Herzogthümern Schleswig und Holstein we
sentlich zum Schaden gereichen, während der davon erwartete Nutzen 
noch sehr problematisch sein möchte. M it  der bloßen Bewilligung 
günstiger Handelötractate wird man schwerlich zum Ziel gelangen. 

Is t aber die Meinung mir die, daß man durch Entgegenkom
men den Scandinaviern die Dcmüthigung. ersparen solle, um Frie
den und Freundschaft bitten dann muß doch vor allen Dingen die 
Frage aufgeworfen werden, ob sich annehmen laßt, daß die scandi- 
navischcn Staaten eine bleibende Offensiv- und Defensiv-Alliance mit 
Deutschland wünschen und tut eigenen Interesse wollen können, da
mit man sich nicht selbst nutzloser Weise der Demüthigung einer 
Zurückweisung aussetzt. Sehen w ir zunächst auf Schweden, worunter 
w ir der Kürze wegen Norwegen mit befassen. Möglich, daß einmal
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ein zweiter Karl X I I .  ersteht, der Vergnügen an romantischen 
Kriegszügen sindet und sich in der Rolle -gefällt, gestützt, aus die 
Kraft des Bundes, den mächtigen Potentaten zu spielen; sonst aber, 
fürchten w ir, werden die klugen Schweden in dem Bündniß nur 
eine Fessel erblicken, welche sie in die Deutschen Kriege verwickelt 
und sie zwingt, ohne rechten Gewinn für sie selbst, Deutschlands 
Schlachten mitzuschlagen. Denn zu ihrer Sicherheit bedürften sie 
des Bündnisses nicht. Schweden ist durch seine Lage fast noch mehr 
gegen einen Angriff geschützt als England *). Durch Lappland um 
Tornea herum, oder im Winter über das Eis des bottnischen Meer
busens oder des Sundes und der Belte, können wohl kleine Trup
pencorps, aber "feine Heeresmassen ins Land einfallen, und eine Lan
dung von solcher Stärke, daß sie Schwedens Existenz in Gefahr 
brächte, scheint ins Reich der Chimären zu gehören. Die stärksten 
Seeexpeditionen, welche das meerbeherrschende England auszurüsten 
vermocht, und welche überhaupt die Kriegsgeschichte aufzuweisen hat, 
haben an Landungstruppen höchstens 30 bis 40,000 Mann bei sich 
geführt, und damit kann Schweden auch ohne Zweifel allein fertig 
werden, wenn es seine Landmacht nicht vernachlässigt. Nur ein ge
gen seinen Handel gerichteter Seekrieg könnte Schweden in Verle
genheit bringen. Wenn w ir aber auch niemals die noch im Jahre 
1847 von Vielen gehegte Meinung gethcilt haben, daß die Eisen
bahnen zum ewigen Frieden führen würden, oder bereits geführt 
hätten, so erwarten w ir doch allerdings, daß die Sitte bald auch 
zur See den Krieg gegen das Privatcigenthum als Raub brand
marken werde, wie es auf dem Lande schon längst geschehen ist, 
und sollte auch diese Hoffnung täuschen, so ist doch nicht abzusehen, 
wie'ein bloßer Seekrieg mehr als einige Plackereien für Schweden ' 
zur 'Folge haben könnte. Schweden müßte also schon auf Eroberun-

'■) Man muß sich mit Recht wundern wie die Schweden häufig be
haupten können, weil Norwegen nicht ihrem Reich incorporirt sei, 
habe ihr Land nichts dadurch gewonnen, sondern nur ihre Dynastie. 
Wenn der schwedische Bauer lei Karls X II .  Siegen fragte: "wer
den unsere Hufen darum größer" ? so hatte dies einen guten Grund. 
Aber eine Eroberung, die das Land vor verwüstenden Invasionen 
schützt, macht allerdings jede Hufe darin größer.

3
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gen ausgehen, um ein deutsch-scandinavischcs Bündniß mit allen 
daran geknüpften Lasten wünschenswert zu finden. Auf welcher Seite 
aber sollte es erobern? Von Dänemark oder Deutschland könnte es 
nichts abreißen, denn diese gehörten ja mit zum Bunde. An die 
Gewinnung großer Colonien in fremden Weltthcilen dürfte gegen
wärtig überhaupt nicht mehr zu denken sein und ein Versuch, Finn
land wieder zu nehmen, wäre nicht nur widerrechtlich, nachdem 
Schweden Norwegens Krone dafür angenommen hat, sondern auch 

* unzweifelhaft vergeblich, weil, wenn cs auch gelänge, sich augen
blicklich in den Besitz des Landes zu setzen, Rußland offenbar nicht 
ruhen würde, bis es sich der, vor den Thoren seiner Hauptstadt 
belegenen und ihm darum unentbehrlichen Provinz wieder bemäch
tigt -hätte.

Insofern daher nicht alles trügt, ist es höchst unwahrscheinlich, 
daß Schweden sich auf ein dcutsch-scandinavisches Bündniß einlassen 
oder mit Festigkeit darin verharren werde. Ließe es sich durch eine, 
wie wir glauben, falsche Politik verleiten, in das Bündniß cinzu- 
treten, so wäre nur zu sehr zu besorgen, es werde in der Stunde 
der Gefahr wieder ausscheiden. Die Versuchung, wenn Deutschland 
Krieg hätte, neutral zu bleiben und von der Neutralität seiner Flagge 
zu profitiren, wäre zu groß, und noch weniger würde es ohne Zwei
fel der Trennung widerstehen, wenn ein Theil der verbündeten 
Flotte überfallen und von dein ändern abgcschnitten würde. Das von 
Kaiser Paul gestiftete Bündniß zur Anfrechthaltung der bewaffneten 
Neutralität hatte das starke gemeinsame Interesse für sich, daß die 
Verbündeten sich im englisch-französischen Kriege die großen Vor
te ile  sichern wollten, welche die neutralen Flaggen im nordamerika
nischen Befreiungskriege genoffen hatten, und doch sprengte Nelson 
1801 vor Kopenhagen das Ganze schnell auseinander.

In  einer ganz ändern Lage befinder sich freilich Dänemark. 
Wie Deutschland Dänemark kräftig zu schützen vermag, so kann cs 
dasselbe auch verderben. Es kann dies schon fetzt und wird es noch 
mehr können, wenn es sich erst eine Flotte geschaffen hat. Dänemark 
hätte deshalb das größte Interesse, sich eng mit Deutschland zu ver
binden, und wir hoffen auch noch, daß es einmal zu dieser Einsicht 
gelangen und daß diese Erkenntniß den Sieg über mancherlei Bor-
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urtheile der Dänen davon tragen werde. Ohne den Beitritt Schwe
dens kann aber ein Bund mit Dänemark,, obgleich keineswegs zu 
verachten, augenscheinlich Deutschland wenig Helsen, weshalb dies 
geringe Veranlassung hat, Opfer für ein solches Bündniß zu brin
gen, welche in diesem Augenblicke um so bedeutender sein mußten, 
je heftiger setzt der Groll der Dänen gegen die Deutschen entbrannt 
ist, und" sc mehr man gerade setzt in Dänemark auf den Ruin 
Deutschlands spesulircu zu dürfen glaubt. Es soll uns aufrichtig 
freuen, wenn die Appellation an die Stammsverwandtfchaft nnd den 
bestandenen Kampf, wovon sich Herr N ie b u h r  viel verspricht Ge
hör sindet; bis w ir indessen den Erfolg gesehen haben, müssen w ir 
uns erlauben, daran zu zweifeln. Welche Freundschaft die Stamm
verwandtschaft zu erzeugen vermag, haben wir seit vielen Jahren 
von den Schweizern und Niederländern erfahren, die uns noch nä
her verwandt sind als die Dänen. Wie könnte man sich also der 
Hoffnung hingeben, daß bei letzteren bittere Feindschaft urplötzlich 
in ihr Gegentheil Umschlägen werde, gleich einem Satz der Hegel- 
schert Philosophie? „ •>

Was wird denn aber durch alles dieses bewiesen? Ganz ein
fach, daß es ein arger politischer Fehler wäre, wenn Deutschland 
irgend etwas seinen sonstigen Interessen Widersprechendes thäte oder 
zugestände, itni einen deutsch - skandinavischen Bund zu erwirken, 
oder wenn es durch ein solches Bündniß sich verleiten ließe, im 
Vertrauen auf seine Bundesgenossen, die Ausrüstung einer eigenen 
Marine mit weniger Nachdruck, oder in beschränkte, cm Maaße, als 
sonst geschehen müßte, zu betreiben. Amt) scheint es uns der vorge
schlagenen Alliance für diesen Zweck vollkommen entbehren zu kön
nen , selbst wenn sich Oestercich von ihm lossagen, und ihm den 
Beistand seiner Schiffe entziehen sollte. M it  dem befreundeten Eng
land muß Deutschland freilich nicht anbinden, nicht feindlich in die 
Themse eindringen wollen; aber den ändern Seemächten, mit welchen 
es in Krieg gerathen kann, vermag cs sehr wohl allein auch zur 
See die Spitze zu biethen. Was Herr N i e b u h r  mit der mehrmals 
vorkommenden Bemerkung sagen w ill, daß die Dänischen Inseln, 
ohne sein angeratheneS Bündniß, der Deutschen Flotte, den Weg 
aus der Ostsee und in dieselbe versperrten, verstehen wir eigent-
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lr'ch nicht. Der große Belt trägt wo nicht die allergrößten Dreidecker, 
obwohl dies noch nicht ausgemacht sein soll, doch sehr große Linien
schiffe und liegt gerade vor dem Kieler Hafen. Eine Ruderflotille, 
für welche allerdings eine Meerenge eine gute Station ist, um ein
zelnen Schiffen aufzulauern, darf sich an ein Geschwader, dem 
Dampfschiffe zu Gebote stehen, nicht heranwagcn, und besitzt der 
Feind eine Flotte, die stark genug ist, sich der Deutschen Flotte in 
den Weg zu stellen, so wird er diese nicht zwischen Inseln, 'sondern 
auf offener See aufsuchen, wo ihm die Chance bleibt, vielleicht durch 

Leschickte Manöver zu siegen. Die Kosten der Flotte, die Herr N i e 
buh r  für die erste Einrichtung auf 60-M illionrn  und für die jähr
liche Unterhaltung auf 8 Millionen Thaler schätzt, wollen wir nicht 
geringer anschlagen. Dagegen können wir nicht seiner Ansicht bei
pflichten, daß diese Kosten für Deutschland ungemein drückend sein 
würden. Rechnen wir die gesammten Staatseinkünfte der Deutschen 
Staaten, außer Oestereich, auch nur zu l  20 Millionen Thaler, was 
sicher Nicht zu viel ist, da sie in Preußen allein 64 Millionen be
tragen , so wäre für die Ausrüstung .der Flotte, ein für alle M al 
die Hälfte dessen, was jährlich gesteuert wird, mehr aufzubringen, 
und diese Zubuße einer halben Jahressteuer, kann für ein Land mit 
verhältnißmäßig wenig Staatsschulden, unmöglich sehr fühlbar wer
den, auch wenn man die jährlichen Unterhaltungskosten hinzufügt, 
zumal wenn durch Vertheilung jener Summe über mehrere Jahre, 
oder durch Anleihen eine zu rasche Erhebung vermieden wird. Noch 
weniger können wir aber die Annahme für richtig halten, daß 
Deutschland, auch im Besitz einer Flotte, nicht viel mehr Matrosen 
haben würde als seine jetzige Handelsmarine beschäftigt. Fast in 
allen Häfen ist jetzt in der Regel Ueberfluß an Matrosen, und Viele 
werden nur darum keine Seeleute, weil es ihnen schwer wird einen 
Dienst auf einem Schiffe zu bekommen. Sobald daher die Flotte 
einen Thcil der Matrosen absorbirt und dadurch den Leuten mehr 
Gelegenheit eröffnet auf den Kauffartheischiffen ihr Brod zu verdie
nen, wird es bei der gegenwärtigen Menge unbeschäftigter Hände, 
nicht an junger Mannschaft fehlen, die sich mit Freuden dem See
dienst widmet, und Deutschland könnte, unseres Bedünkens, 50,000 
Mann für die Marine hergeben, ohne darum Mangel an Soldaten
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zu leiden. Endlich können wir es auch nicht als ein dringendes De- 
dürfnifi anfehen, daß den künftigen Deutschen Seeofftcieren die 
Möglichkeit verschafft werde, auf fremden Kriegsschiffen den Dienst 
zu erlernen. Geschickte Navigateure welche, der Steuermannskunst 
kundig, wissen wie man Segel und Ruder zu den verschiedenen Be
wegungen zu gebrauchen hat, wie man nach Seekarten und dem 
Compaß den Cours bestimmt, wie man die Lange und Breite aus# 
mittelt, wie man die Schnelligkeit der Fahrt und die Beschaffenheit 
des Meeresgrundes und der Strömungen sindet, wie man sich in 
Sturm und Nebel verhalten muß, wie man Land macht, d. H. 
welche Vorsichtsmaaßregeln bei der Annäherung an die Küste zu 
beobachten sind, und wie man das Schiff vor Anker legt und be
festigt, haben wir bereits genug. Fast jeder Capitain der einen 
großen Dreimaster geführt hat, wird auch rin Linienschiff führen 
können, weil die Takelage wesentlich dieselbe ist, und meistens mehr 
Hebung und Erfahrung besitzen, als die theoretisch gebildeten Sce- 
ofsiciere. In  der englischen Marine psiegt deshalb auch, wenigstens 
auf den größeren Schiffen, die eigentliche Schiffsführung die Sache 
besonderer Navigateure zu sein; zum Fach der Secofsicicre gehört 
an sich nur die Leitung der Streitkräste des Schist's beim Angriff, 
wie bei der Vertheivigung. Wie diese am zweckmäßigsten gebraucht 
werden, daS muß der Seeofsicier verstehen, aber ein vollendeter 
Steuermantt braucht er nicht zu sein, sogar nicht als Capitain, wenn 
er nur so viel von der Navigation weiß, daß er nichts Verkehrtes 
und Unmögliches von feinem Navigateur verlangt. Was die Führung 
betrifft, so könnte daher Deutschland schon jetzt ohne Gefahr Kriegs
schiffe in See schicken und der Waffengebrauch muß für das Noth- 
wendigste und Wichtigste, das tüchtige Kanonieren, theoretisch zu 
erlernen sein, da auch die Ossiciere der meisten anderen Marinen 
keine bessere Schule gehabt haben. Ueberhaupt scheint man sich im 
Innern von Deutschland die Gründung einer Flotte viel schwieriger 
vorzustellen, als sie wirklich ist. Die Hauptsache bleibt, daß man 
rüstig an'S Werk geht, und sich nicht durch Rücksichten auf fremde 
Hülfe beirren läßt; auch flicht das für den Flottenbau geeignete 
vorräthige Material während des Waffenstillstandes an die Gegner 
verkauft, wie eö die Zeitungen ans Danzig berichtet -haben. Ob eS
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nöthig fei, an einen Kanal durch Holstein für die Flotte zu denken, 
ehe diese noch vorhanden ist, darüber wollen wir uns kein Urtheil 
gestatten; vorläufig möchte es jedoch gerathen sein, die Flotte da zu 
sammeln, wo sie am leichtesten untergebracht und vielleicht zuerst 
gebraucht werden kann, in der Ostsee. Sie kann hier zum Wenigsten 
sogleich der tfeucn Seecadettenschule in Kiel vielfache Gelegenheit 
zur praktischen Ausbildung ihrer Zöglinge gewähren und diesen von 
Jugend auf die, nur auf den Schiffen selbst zu gewinnende Liebe 
zu'ihren hölzernen Wällen einflößen.

Während dxs Drucks- dieser Schrift find zwei Ereignisse einge
treten, die jeden ächten Vaterlandsfreund mit tiefer Bekümmerniß 
erfüllen müssen, und über welche es uns drängt, noch Einiges hin- 
zuzusügen: die Proklamation des Königs von Dänemark, wodurch 
die, nach der Malmöer Convention eingesetzte gemeinsame Regierung 
der Herzogtümer Schleswig und Holstein desavouirt wird, und die 
in Frankfurt über die Ernennung eines Reichsobcrhaupts anögebro- 
chene Spaltung. Jene Proclamation scheint die Ausficht auf eine 
friedliche Lösung der Wirren und Differenzen in Betreff Schleswigs 
in weite Ferne hinauszuschieben und aus Gründen, die nicht auf 
eine billige, versöhnliche Stimmung des neuen Dänischen Cabinets 
schließen lassen. Noch gefahrdrohender ist indessen die Spaltung in 
der Reichsversammlung, wenn sie zur Verwerfung des Antrages auf 
Erwählung eines erblichen Kaisers führen sollte. W ir mögen aber 
noch nicht daran glauben. In  Frankreich hat man den besten Re
publikaner, den das Land besitzt, fallen lassen, um den Weg zur 
Monarchie wieder zu gewinnen, und das geschichtskundigste Volk 
der Erde könnte den Ausspruch He g e l ' s  wahr machen, daß die 
Geschichte lehre, daß man nichts daraus lerne? W ir achten die Deut
schen Männer aus Oesterreich hoch, welche sich mit ganzer Seele 
an Deutschland anklammern und fühlen mit ihnen den Schmerz, den 
der Gedanke an Trennung von dem Reich, für dessen Macht und 
Ruhm ihre Väter so oft gestritten und geblutet haben, erregen muß; 
w ir ehren das Bestreben der Männer, welche durch vermittelnde
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Vorschläge das furchtbare Dilemma, wovor man jetzt steht, zu um
gehen und eine Vereinigung aller Theile zu bewirken hoffen, und 
wir haben keine Veranlassung im Allgemeinen die Redlichkeit der 
Ucberzeugung Derjenigen in Zweifel zu ziehen, welche L a m a r t i n e ' s  
poetische Doctrin vom Heranreifen der Völker für die Republik für 
richtig halten, obgleich wir unseres Theils es als Verblendung be
trachten zu verkennen, daß die Völker immer mehr und mehr die 
Jugend und Sitteneinfalt, überhaupt die Eigenschaften verlieren, 
welche eine ausgedehnte Republik erfordert; aber w ir können mit 
ihrem Kampf gegen das erbliche Kaiserthum nicht einverstanden sein, 
weil w ir dies unauslöschlich in Deutschlands Geschichte und in der 
Geschichte aller großen Wahlmonarchien geschrieben finden, daß ein, 
sei es auf Lebenszeit oder auf bestimmte Jahre wählbares Ober
haupt uns nur die Schwäche und Schlaffheit des alten Deutschen 
Reichs wieder bringen könne. Es gilt jetzt mit muthiger Ergebung 
in das Nothwendige nicht auf halbem Wege stehen zu bleiben. Ge
bricht es an Kraft und Entschlossenheit dazu, dann fahre wohl schö
ner Traum von einem einigen und starken Deutschland!
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3« unfernt Vertage erfdjtenen:
® ro t) fc n , Dr. 3 . ©., bte gemetnfame 3Serfaffuttg fnrSMne* 

mart itufe ©(ftfe$wt>£>ofitetn. Stue feeutfåe grage. — 8/5 
( fn t tu u r f  $u einer ^olt'jetverfaffung für fete fperjogtpmer 

©d/lefeun'g^olftetu. — 4 /?
^ rn ftC « , jwet, tu SSetreff feer ^ortfeauer feer $5erfonaD 

Unton. , — 4 /5
$falcf’, Dr. 9?., Sammlung feer wuftttgfteu Urfunfeen, wefefte 

auf feaö ©taaWrei^t feer £er$ogtftitmer ®<$te$wtø*£olfiein 
S3egug f/aben. _ 5 i i i ß  —•

Selbm ann , 29ad bebingen bteäßorte: 2)eutfd/Ianbé
fünfttger grtebe mit £>äncmarf wirb ein ehrenvoller fein?

-  3 ß
«^a fe tt, feer tie fer, affe fünfttger feeutf^er triegfet/afen.

1 m 'fr 4 ß
«1jj>cbbc, $ r .  X)te ©efcdjren feer banifeften ©efammtconftü 

tutton. Sine tr it t ’f befe SSerfaffungferefcriptfe 00m 28. 
nuar 1848. •—• 12 ß

^e lm e f’c, fdbvocat 9$. 23. Repertorium feer ©djfefewt'g^poU 
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1846 incl. 4 w ß  —

2 tn t> it, fro f. Dr. 3 * Gft*« lieber unfere 9^ün§jujlänfee.
~  12 ß

9 icd )t rnuf bod) Rec^t bfetben! ofeer bafe gute Red)t feer 
@d)fefewigs£>ofjleiner bet terent gegenwärtigen 2lbfad. — 3 ß 

Sftedjt, bafe ftänbifefte feer ^er^ogtftümer ©cftfe$tt>t'g-£oIj!et'n.
Stbferud feer j iänfet f t^en ©efef je.  — 8 ß

ø ie f j ,  feer, bet 33ornf)övb. 2Son einem @cf)fefewig;.£?oItteiner.
— 10 ß

Ø taa tdgrim bge fcg  für fete fperjogtf/ümer SddefewigJpof* 
ftetn. — 6 ß

ø tc in , ^rof. 2 . Sinfeititng tu bafe fiänfetfd/e Red)t feer
<per$ogtf)ümer @ddefewt'g*.£)offtettt. — 6ß

äßaö feürfen wtr »01t feen in ^ranffurt vcrfantmelten 23olfö- 
Vertretern junäd;ft erwarten? 23on einem @ddefemtg*i?oU 
jtetner. — 3 ß

f jß o d jc n ft la t t ,  ©d/fefewig* £of)leinifdjefe. £eraufegeg. von 
Statferatf; Dr. R. g’ald. 1848. ^nnt bt'fe December. 5 4/?
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